& 8 


“ 


Preußiſche Geſetzſammlung 


Jahrgang 1916 | Nr. 14. 


— — — — —— — — 
Inhalt: Fiſchereigeſetz, S. 55. — Geſetz, betreffend Abänderung und Ergänzung einer Beſtimmung der 
Generalſynodalordnung vom 20. Januar 1876, S. 93. — Bekanntmachung der nach dem Geſetze 
vom 10. April 1872 durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichten landesherrlichen Erlaſſe, 

Urkunden ufw., S. 94. 


(Nr. 11506.) Fiſchereigeſetz. Vom 11. Mai 1916. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen dc, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 


Erſter Abſchnitt. 
Allgemeine Vorſchriften. 


91 
Im Sinne dieſes Geſetzes ſind 
1. Küſtengewäſſer: die Teile der Nord⸗ und Oſtſee, auf die ſich die 
preußiſche Staatshoheit erſtreckt, einſchließlich der offenen Meeresbuchten, 
und die in der Beilage aufgeführten Strecken von Waſſerläufen, 
2. Binnengewäſſer: alle anderen Gewäſſer. 


f § 2. 

a) Im Sinne dieſes Geſetzes find geſchloſſene Gewäſſer: 

1. künſtliche Fiſchteiche und ſonſtige künſtliche Anlagen zur Fiſchzucht, 
ſofern ſie gegen den Wechſel von Fiſchen, die das vorgeſchriebene 
Mindeſtmaß haben, abgeſperrt ſind, 

2. die übrigen Gewäſſer, ſofern es ihnen an einer für den Wechſel der 
Fiſche geeigneten dauernden Verbindung fehlt, 

wenn die Ausübung des Fiſchereirechts in vollem Umfang einer Einzelperſon 
zuſteht, oder die Gewäſſer einer Wirtſchaftsgenoſſenſchaft ($ 36 Abs. 1 Nr. 2) 
oder einem gemeinſchaftlichen Fiſchereibezirke ($ 86) angehören. Dadurch, daß die 
Ausübung des Fiſchereirechts unter Beſchränkung auf den Fiſchfang (§ 28 Abſ. J) 
mehreren Einzelperſonen übertragen wird, hört ein Gewäſſer nicht auf, ein 
geſchloſſenes zu ſein. 5 
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(2) Über die Art der Abſperrung nach Abſ. 1 Nr. 1 können durch Polizei⸗ 
verordnung ($ 124) nähere Beſtimmungen getroffen werden. 
(3) Alle anderen Gewäſſer find offene Gewäſſer. 


5 5 $ 3. 

() Offene Gewäſſer, in denen die Ausübung des Fiſchereirechts in vollem 
Umfang einer Einzelperſon zuſteht oder die einer Wirtſchaftsgenoſſenſchaft oder 
einem gemeinſchaftlichen Fiſchereibezirk angehören, oder einzelne Strecken ſolcher 
Gewäſſer können durch Beſchluß des Bezirksausſchuſſes auf Antrag des zur Aus⸗ 
übung Berechtigten für einen beſtimmten Zeitraum zu geſchloſſenen Gewäſſern 
erklärt werden, wenn fie derart abgeſperrt werden, daß Fiſche, die das vor- 
geſchriebene Mindeſtmaß haben, nicht wechſeln können. Zuvor iſt der Antrag 
öffentlich bekannt zu machen und dabei darauf hinzuweiſen, bei welcher Stelle 
Widerſprüche binnen vier Wochen anzubringen find. Der Beſchluß des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes iſt dem Antragſteller und den Widerſprechenden zuzuſtellen, der end⸗ 
gültige Beſchluß durch das Amtsblatt bekannt zu machen. 

(2) Erleidet dadurch, daß ein Gewäſſer zum geſchloſſenen erklärt wird, ein 
zur Fiſcherei in anderen Gewäſſern oder Gewäſſerſtrecken Berechtigter Schaden, 
ſo kann er vom Antragſteller Schadenerſatz beanſpruchen. Über den Anſpruch 
und ſeine Höhe beſchließt bei Streit der Bezirksausſchuß, der nach Abſ. 1 ent⸗ 
ſchieden hat. Auf Antrag eines Beteiligten iſt der Schaden durch wiederkehrende 
Leiſtungen zu erſetzen. Schadenerſatz iſt nicht dafür zu leiſten, daß der Wechſel 
von Fiſchen verhindert wird, die in dem zu ſchließenden Gewäſſer aufgewachſen 
find. Der Schadenerſatzanſpruch iſt ausgeſchloſſen, wenn er nicht binnen zwei 
Jahren nach Ablauf des Jahres, in dem die Abſperrung erfolgt iſt, bei dem 
Bezirksausſchuß geltend gemacht wird. 


Zweiter Abſchnitt. 
Fiſchereiberechtigung. 


SA. 

( Das Fiſchereirecht enthält, ſoweit es nicht durch dieſes Geſetz oder das 
Waſſergeſetz vom 7. April 1913 GGeſetzſamml. S. 53) eingeſchränkt iſt, die Be⸗ 
fugnis, in einem Gewäſſer Fiſche, Krebſe, Auſtern und andere Muſcheln, See⸗ 
moos und Korallenmoos ſowie Schildkröten zu hegen und ſich anzueignen. 

(2) Soweit das Gewäſſer zur Fiſcherei nach Abſ. 1 benutzt wird, erſtreckt 
ſich das Fiſchereirecht auch auf Fröſche. 

(3) Die dem Fiſchereirecht unterliegenden Tiere werden in dieſem Geſetz 
unter 9115 Ausdruck „Fiſche“ zuſammengefaßt. Als „fiſchen“ gilt jede Tätigkeit 
nach . 


85. 
Ein Fiſchereirecht für den häuslichen Gebrauch (Fifchereirecht zu Tiſches 
Notdurft, Küchenfiſchereirecht uſw.) gibt dem Berechtigten nur die Befugnis, für 
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feinen eigenen Bedarf und den der Familienangehörigen feines Haushalts zu 
fiſchen. Iſt es mit einem Grundſtücke verbunden, fo iſt der Bedarf des jeweiligen 
Nutzungsberechtigten maßgebend. 
§ 6. 
In den Küſtengewäſſern, an denen kein Eigentum beſteht, hat jeder 
Deutſche freien Fiſchfang. 
§ 7. 
In den Küſtengewäſſern, die im Eigentume ſtehen, und in den Binnen⸗ 
gewäſſern hat der Eigentümer das Fiſchereirecht. 


§ 8. 

(1) Gegenüber den $$ 6, 7 bleiben alle Fiſchereirechte und der freie Fiſch⸗ 
fang aufrechterhalten, ſoweit ſie am 30. April 1914 beſtanden haben. 

(2) Für den, der ein Fiſchereirecht bis zum 1. Mai 1914 mindeſtens dreißig 
Jahre lang als ſein eigenes ausgeübt hat, ſpricht die Vermutung, daß es ihm 
zuſteht. Die Vorſchriften des § 937 Abſ. 2 und der §9 938, 943, 944 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs gelten ſinngemäß. 

6) Abſ. 2 gilt nicht für die im § 20 bezeichneten Fiſchereirechte. 

() Vom 1. April 1917 ab wird das Fiſchereirecht der Gemeinden in den 
zu den Küſtengewäſſern gehörenden Strecken der Leda und Jümme aufgehoben. 
In ihnen hat fortan jeder Deutſche freien Fiſchfang. 


Nimmt der Staat nach § 11 Satz 2 des Waſſergeſetzes das Eigentum an 
einem Waſſerlauf in Anſpruch, jo kann der bisherige Eigentümer verlangen, daß 
ihm das Fiſchereirecht bleibt. In dieſem Falle hat der Staat den bisherigen 
Eigentümer auf die Folgen des § 11 Abf. 2 hinzuweiſen. 


$ 10. 

c) Verläßt ein Waſſerlauf infolge natürlicher Ereigniſſe fein Bett oder 
bildet ſich ein neuer Arm, ſo gehen die nicht dem Eigentümer des Gewäſſers 
zuſtehenden Fiſchereirechte am alten Waſſerlauf auch auf den neuen Waſſerlauf über. 

e) Wird ein Waſſerlauf erſter Ordnung künſtlich abgeleitet, fo gehen ſolche 
Fiſchereirechte auf den neuen Waſſerlauf über, wenn dieſer mehr als die Hälfte 
des Abfluſſes bei gewöhnlichem Waſſerſtande (§ 8 Abſ. 3 des Waſſergeſetzes) auf- 
zunehmen beſtimmt iſt. Die Fiſcherei in dem alten Gewäſſer ſteht dem Herſteller 
der Ableitung zu. Der Fiſchereiberechtigte kann von dieſem für die Verminderung 
des Wertes ſeines Fiſchereirechts Entſchädigung verlangen. Bei künſtlichen Ab⸗ 
leitungen anderer Waſſerläufe gilt Abf. 1. 

6) Umfang und räumliche Ausdehnung der Fiſchereirechte im neuen Waſſer⸗ 
laufe (Abs 1, 2) beſtimmen ſich nach denen im alten. 

(4) Bei Streitigkeiten beſchließt der Bezirksausſchuß, ſoweit darüber nicht 
ſchon in einem anderen geſetzlich geordneten Verfahren entſchieden worden iſt. 
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Soweit der Beſchluß die Entſchädigung betrifft, kann er binnen drei Monaten 
im Rechtsweg angefochten werden. Die Friſt beginnt für jeden Beteiligten mit 
der Zuſtellung der Mitteilung des Bezirksausſchuſſes, daß der Beſchluß allen 
Beteiligten gegenüber endgültig geworden iſt. 

(5) Solange kein endgültiger Beſchluß des Bezirksausſchuſſes (Abſ. 4) vor⸗ 
liegt, kann die Fiſchereibehörde auf Antrag eines Beteiligten die Ausübung der 
Fiſchereirechte vorläufig regeln. 9 11 


() Fiſchereirechte, die nicht dem Eigentümer des Gewäſſers zuſtehen, ſind 
auf Antrag des Berechtigten ins Waſſerbuch einzutragen. In dieſem Falle ſind 
Waſſerbücher anzulegen, auch wenn das Gewäſſer kein Waſſerlauf im Sinne des 
Waſſergeſetzes iſt. Der § 186, $ 187 Abſ. 1, 3 und die §§ 188, 190 bis 193, 
195 des Waſſergeſetzes gelten ſinngemäß; an Stelle der Waſſerpolizeibehörde tritt 
die Fiſchereibehörde. 

(2) Fiſchereirechte der im Abſ. 1 bezeichneten Art erlöſchen mit Ablauf von 
zehn Jahren 

1. nach Inkrafttreten des Geſetzes, ſoweit ſie zu dieſem Zeitpunkte be⸗ 

ſtanden haben ($ 8), 

2. im Falle des § 9 nach Zuſtellung des Beſcheides, in dem der Berechtigte 

auf dieſe Folge der Nichteintragung hingewieſen iſt, 

3. in den Fällen des § 10 Abſ. 1, 2 nach ihrem Entſtehen, 
wenn die Eintragung ins Waſſerbuch nicht vorher beantragt wird. Auf Rechte, 
die im Grundbuch eingetragen ſind, ſind dieſe Vorſchriften nicht anzuwenden. 
Der § 380 Abſ. 2 des Waſſergeſetzes gilt entſprechend. 


| 9 12. 

() Tritt ein Gewäſſer über ſeine Ufer, ſo hat der in ihm zur Ausübung 
der Fiſcherei Berechtigte das Recht, auf den überfluteten Grundſtücken zu fiſchen. 
Von der Befiſchung ausgeſchloſſen ſind Hofräume, Gartenanlagen, Forſtkulturen, 
beſtellte Acker, gewerbliche Anlagen und eingefriedigte Grundſtücke. Betreten dürfen 
die überfluteten Grundſtücke nur werden, ſoweit ſie nicht von Waſſerfahrzeugen 
aus befiſcht werden können. 

(2) Sind nach Abſ. 1 mehrere berechtigt, auf den überfluteten Grundſtücken 
zu fiſchen, fo beſtimmt der Kreis⸗ (Stadt-) Ausſchuß, wie fie ihre Rechte aus⸗ 
zuüben haben. Dabei gilt § 10 Abſ. 3 entſprechend. 

(3) Unzuläſſig ſind Maßnahmen, die den Zweck haben, die Rückkehr der 
Fiſche in das Gewäſſer oder das Fiſchen auf den überfluteten Grundſtücken zu 
hindern. 

(4) Der Grundeigentümer hat nicht das Recht, auf den überfluteten Grund⸗ 
ſtücken zu fiſchen. Bleiben jedoch nach Rücktritt des Waſſers in Gräben oder 
anderen Vertiefungen, die nicht mehr in Verbindung mit dem Gewäſſer ſtehen, 
Fiſche zurück, jo darf er fie ſich aneignen. Untermaßige Fiſche ($ 107) kann die 
Fiſchereibehörde auf Antrag und auf Koſten des Fiſchereiberechtigten in das Ge⸗ 
wäſſer zurückſetzen laſſen. 
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6) Für fremde Fiſchgewäſſer, die von der Überflutung betroffen ſind, gelten 
dieſe Vorſchriften nicht. 


§ 13. 

(1) Der in einem Gewäſſer zur Fiſcherei Berechtigte und mit deſſen Er⸗ 
mächtigung der Fiſchereipächter oder angeſtellte Fiſcher darf mit ſeinen Gehilfen 
und ſeinen Geräten die an das Waſſer angrenzenden Ufer, Inſeln, Anlandungen, 
Schiffahrtanlagen ſowie Brücken, Wehre, Schleuſen und ſonſtige Waſſerbauwerke 
ſo weit betreten, als es die Ausübung ſeines Fiſchereirechts erfordert. 

(2) Abgeſehen von dieſer Vorſchrift, kann der Kreis- (Stadt⸗ Ausſchuß nach 
Anhörung der Beteiligten widerruflich genehmigen, daß auch einzelne Inhaber 
von Erlaubnisſcheinen (§ 98) fremde Grundſtücke nach Abſ. 1 betreten dürfen. 

6) Das Betreten von Schiffahrtanlagen und Waſſerbauwerken ſowie von 
Anlandungen, die durch Unterhaltungs- und Ausbauarbeiten ($ 140, $ 162 Abſ. 1 
des Waſſergeſetzes) entſtanden find, kann durch Polizeiverordnung eingeſchränkt 
oder verboten werden. 

() Das Recht nach Abſ. 1 erſtreckt ſich nicht: 

1. auf Gebäude, Hofräume, Gartenanlagen, Forſtkulturen, beftellte Acker, 

gewerbliche Anlagen und dauernd vollſtändig eingefriedigte Grundſtücke; 

2. auf die Ufer von Bewäſſerungs⸗ oder Entwäſſerungsgräben in Wieſen. 
Zur vollſtändigen Einfriedigung gehört eine Einfriedigung des Ufers nicht. Ein⸗ 
gezäunte Viehweiden gelten nicht als eingefriedigte Grundſtücke im vorſtehenden 
Sinne. Bei Streit beſchließt auf Antrag der Kreis- (Stadt⸗ Ausſchuß. 

(5) Der Kreis⸗ (Stadt-) Ausſchuß kann das Recht nach Abſ. 1 noch weiter 
einſchränken, als in Abſ. 4 beſtimmt iſt. Die Ausübung des Rechtes iſt aus⸗ 
geſchloſſen, wenn der Schaden für den Eigentümer des Grundſtücks größer iſt 
als der Vorteil für die Fiſcherei. Darüber, ob dies zutrifft, beſchließt auf Antrag 
der Kreis⸗ (Stadt-) Ausſchuß. 


§ 14. 
Schaden, welchen die nach den $$ 12, 13 Berechtigten oder ihre Gehilfen 
bei Ausübung dieſer Rechte erleiden, brauchen Eigentümer oder Nutzungs⸗ 
berechtigte nur zu erſetzen, wenn ſie ihn abſichtlich herbeigeführt haben. 


815. 

(1) Für Schaden, der durch Ausübung der Rechte in den Grenzen der §§ 12, 13 
verurſacht wird, kann der Geſchädigte Erſatz verlangen. Erſaßpflichtig iſt der 
Fiſchereiberechtigte. Neben ihm haften Fiſchereipächter, angeſtellte Fiſcher und 
Inhaber von Erlaubnisſcheinen als Geſamtſchuldner, wenn ſie oder ihre Gehilfen 
den Schaden verurſacht haben. In gemeinſchaftlichen Fiſchereibezirken haftet an 
Stelle des Fiſchereiberechtigten der Fiſchereibezirk. 

(2) Der Anſpruch auf Schadenerſatz iſt binnen einer Woche, nachdem der 
Geſchädigte von der Beſchädigung Kenntnis erhalten hat, bei der Fiſchereibehörde 
oder dem Gemeinde⸗ (Guts⸗) Vorſteher ſchriftlſch oder zu Protokoll anzumelden. 
Wird dieſe Friſt verſäumt, fo erliſcht der Anſpruch. 
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(3) Über den Anſpruch und die entſtandenen Koſten entſcheidet die Fiſcherei⸗ 
behörde nach Anhörung der Beteiligten. Gegen den Beſcheid iſt binnen zwei 
Wochen die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren beim Kreis- (Stadt) Ausſchuß 
zuläſſig. Auf Berufung entſcheidet der Bezirksausſchuß endgültig. 


$ 16. 
Weitergehende Rechte zur Benutzung fremder Grundſtücke, die auf beſonderen 
Rechtsverhältniſſen beruhen, werden durch die §§ 13 bis 15 nicht berührt. 


$ 17. 

Mit neuen Fiſchereirechten darf, unbeſchadet der $$ 9, 10, ein Gewäſſer 

nicht belaſtet werden. 
$ 18. 

Ein nicht dem Eigentümer des Gewäſſers zuſtehendes Fiſchereirecht gilt vom 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes an als ein das Waſſergrundſtück belaſtendes Recht. 
Auf dieſes Recht iſt der $ 1004 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ſinngemäß anzu⸗ 
wenden. Sein Rang beſtimmt ſich nach der Zeit der Entſtehung. Es braucht, 
um gegenüber dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs wirkſam zu ſein, nicht 
eingetragen zu werden. Die Eintragung hat jedoch auf Antrag des Berechtigten 
oder des Eigentümers des belaſteten Grundſtücks zu erfolgen, die Koſten trägt 
der Antragſteller. 

$ 19, 

(1) Ein nicht dem Eigentümer des Gewäſſers zuſtehendes Fiſchereirecht kann 
durch Vertrag auf den Eigentümer oder einen anderen übertragen werden, auch 
wenn es nach dem bisherigen Rechte nicht übertragbar war. Der Vertrag bedarf 
der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung. Der gleichen Form bedarf ein 
Vertrag, durch den der Berechtigte ſich zur Übertragung des Fiſchereirechts ver⸗ 
pflichtet) doch wird der Mangel der Form durch die Übertragung geheilt. 

(2) Iſt das Fiſchereirecht mit dem Eigentum an einem Grundſtücke ver⸗ 
bunden, das mit dem Recht eines anderen belaſtet iſt, ſo kann es nur übertragen 
werden, wenn dieſer in öffentlich beglaubigter Form zuſtimmt, es ſei denn, daß 
ſein Recht nicht durch die Übertragung berührt wird. 

(3) Sind mit dem Fiſchereirechte Nebenrechte, namentlich zum Trocknen der 
Netze, zur Rohrnutzung oder zum Fiſchen auf überſchwemmten Wieſen, oder 
Verpflichtungen verbunden, ſo gehen ſie zugleich auf den Erwerber über. 


§ 20. 

Ein Fiſchereirecht, das auf Hegen oder Aneignen nur einzelner der im § 4 
aufgeführten Fiſche oder auf die Benutzung beſtimmter Fangmittel, mit Ausnahme 
der Anweiſung auf mehrere Arten von Netzen oder Reuſen, beſchränkt iſt, des⸗ 
gleichen ein Fiſchereirecht auf Zeit oder für den häuslichen Gebrauch ſowie jedes 
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in anderer Hinſicht eingeſchränkte Fiſchereirecht kann durch Rechtsgeſchäft unter 
Lebenden nur auf den Eigentümer des Gewäſſers übertragen werden. 


§ 21. 

Ein Fiſchereirecht an derſelben Gewäſſerſtrecke kann durch Rechtsgeſchäft 
unter Lebenden nur dann auf mehrere Perſonen übertragen werden, wenn die 
Zahl der Erwerber die der bisher Berechtigten nicht überſteigt. Iſt ein ſolches 
Fiſchereirecht durch Erbgang, Lehns⸗ oder Fideikommißfolge auf mehrere Perſonen 
übergegangen, ſo dürfen es dieſe nur an ſo viele Perſonen übertragen, als zur 
Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes Fiſchereiberechtigte vorhanden find. 


9 22. 

Auf den Fall, daß ein mit dem Eigentum an einem Grundſtücke ver⸗ 
bundenes Fischereirecht zuſammen mit dem Grundſtück übertragen wird, beziehen 
ſich die §§ 19 bis 21 nicht. 

9 23. „ 

Ein Fiſchereirecht, das mit dem Eigentum an einem Grundſtücke verbunden 
iſt, verbleibt bei deſſen Teilung, wenn nichts anderes in der Form des $ 19 ver- 
einbart wird, der älteſten Hofſtelle und, wenn eine ſolche nicht vorhanden iſt, 
dem größten Teilgrundſtücke, bei einer Teilung in gleiche Teile dem Teilgrund⸗ 
ſtücke, das die Fiſchereibehörde beſtimmt. Eine Vereinbarung, nach der das 
Fiſchereirecht mit mehreren Teilgrundſtücken verbunden bleiben ſoll, iſt nichtig. 


$ 24. a 
Vereinigt ſich ein Fiſchereirecht mit dem Eigentum am Waſſerlaufe, ſo 
erliſcht es als beſonderes Recht. Iſt es mit dem Recht eines anderen belaſtet, 
ſo erliſcht es nur, wenn dieſer in öffentlich beglaubigter Form zuſtimmt. 


825. | 

Unberührt durch die §§ 17 bis 24 bleibt das Geſetz über den Erwerb von 

Fiſchereiberechtigungen durch den Staat und das Aufgebot von Fiſchereiberechti⸗ 
gungen vom 2. September 1911 (Geſetzſamml. S. 189). 


$ 26. 

) Die im § 20 bezeichneten Fiſchereirechte find ablösbar, auch ſoweit fie 
es bisher nicht waren. Das Verfahren richtet ſich nach den Ablöſungsgeſetzen. 

(2) Vorbehaltlich Abſ. 1 kann ein Recht zur Ablöſung nicht auf das Eigen⸗ 
tum an einem Waſſerlaufe geſtützt werden, das erſt durch das Waſſergeſetz 
begründet worden iſt. Ebenſo entſteht kein Ablöſungsrecht daraus, daß das 
Fiſchereirecht nach § 18 ein das Waſſergrundſtück belaſtendes Recht geworden iſt. 
Die nach dem bisherigen Rechte beſtehende Ablösbarkeit von Fiſchereiberechtigungen 
wird hierdurch nicht berührt. 
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a f N § 27. N 

() In offenen Gewäſſern können die im § 20 bezeichneten Fiſchereirechte 
gegen Entſchädigung der Berechtigten beſchränkt oder aufgehoben werden. 

(2) Die Beſchränkung oder Aufhebung können beanſpruchen: 

1. der Staat im öffentlichen Intereſſe; 

2. Fiſchereiberechtigte, wenn ſie nachweiſen, daß die Fiſchereiberechtigung 
der Erhaltung oder Verbeſſerung des Fiſchbeſtandes dauernd nachteilig 
iſt und einen wirtſchaftlichen Betrieb der Fiſcherei in dem Gewäſſer 
hindert. 

(3) Die Entſchädigung hat zu leiſten, wer den Anſpruch erhebt. 

() Über Anſpruch und Entſchädigung beſchließt der Bezirksausſchuß nach 
Anhörung der Beteiligten. Soweit der Beſchluß die Entſchädigung betrifft, kann 
er binnen drei Monaten im Rechtsweg angefochten werden. Die Friſt beginnt 
mit dem Tage, an dem die Entſcheidung über den Anſpruch endgültig geworden iſt. 


Dritter Abſchnitt. 
Ausübung des Fiſchereirechts. 


928. 

() Die Ausübung des Fiſchereirechts kann, ſoweit fein Inhalt nicht ent- 
gegenſteht, einem anderen durch Vertrag in vollem Umfange (§ 29) oder unter 
Beſchränkung auf den Fiſchfang übertragen werden. Ein unter Beſchränkung 
auf den Fiſchfang abgeſchloſſener Vertrag wird erſt durch Erteilung eines Erlaubnis⸗ 
ſcheins nach § 98 wirkſam. 

(2) Fiſchereiberechtigte in Gewäſſern der im H 2 Abſ. 1 Nr. 1, 2 bezeichneten 
Art können eine Einzelperſon ermächtigen, das Fiſchereirecht an ihrer Stelle in 
vollem Umfang auszuüben. Die Ermächtigung wird erſt durch Anzeige an 
die Fiſchereibehörde wirkſam. Der zur Ausübung Ermächtigte gilt inſoweit als 
Fiſchereiberechtigter. 

9 29. 

() Zur Übertragung der vollen Ausübung des Fiſchereirechts bedarf es 
eines Pachtvertrages in ſchriftlicher Form. In dem Vertrag iſt die Pachtzeit 
auf mindeſtens zwölf Jahre feſtzuſetzen. Ausnahmen kann der Kreis- (Stadt-) Aus⸗ 
ſchuß zulaſſen. a 

(2) Auf Antrag der Fiſchereibehörde kann der Bezirksausſchuß beſtimmen, 
an wieviel Perſonen höchſtens ein Gewäſſer oder eine Gewäſſerſtrecke eines Fiſcherei⸗ 
berechtigten verpachtet werden darf. Jedes Mitglied eines Vereins gilt im Sinne 
dieſer Vorſchrift als Pächter. f 

(3) Eine Verpachtung an Perſonen, die nicht die Reichsangehörigkeit be⸗ 
ſitzen, bedarf der Genehmigung des Regierungspräſidenten. 2 


Feen 


() Pachtverträge, die gegen Abf. 1 bis 3 verſtoßen, find nichtig. Streitig⸗ 
keiten darüber werden im Verwaltungsſtreitverfahren entſchieden. Zuſtändig iſt 
der Kreisausſchuß, in Stadtkreiſen der Bezirksausſchuß. Für die Dauer des 
Verwaltungsſtreitverfahrens kann die Fiſchereibehörde die Ausübung der Fifcherei 
vorläufig regeln. 

(6) Bei Veräußerung des Fiſchereirechts gelten die $$ 571 bis 579 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs ſinngemäß. Der Aberlaſſung an den Mieter ſteht der 
Beginn der Pachtzeit gleich. 

§ 30. 

Wer zur Ausübung eines fremden Fiſchereirechts nach den 89 33, 34, 91 

ermächtigt iſt, gilt inſoweit als Fiſchereiberechtigter. 


$ ale 5 

(1) Juriſtiſche Perſonen, mit Ausnahme von Fiſcherinnungen, dürfen 
Fiſchereirechte nur nach § 28 nutzen. Für Wirtſchaftsgenoſſenſchaften gilt 
dies nicht. 

(>) Wenn mehrere Perſonen ein oder mehrere Fiſchereirechte an derſelben 
Gewäſſerſtrecke haben, kann der Bezirksausſchuß auf Antrag der Fiſchereibehörde 
oder eines Beteiligten beſchließen, daß die Fiſcherei nur nach Abſ. 1 ausgeübt 
werden darf. Einigen ſich die Beteiligten über die Nutzung nicht, ſo kann der 
Bezirksausſchuß ſie vorläufig regeln. 

() Solange der Bezirksausſchuß keinen Beſchluß nach Abſ. 2 gefaßt hat, 
kann in der Provinz Hannover und im Regierungsbezirke Caſſel die Auseinander⸗ 
ſetzungsbehörde die Ausübung von Koppelfiſchereirechten nach den §§ 19 bis 24 
des Geſetzes, betreffend die Fiſcherei der Ufereigentümer und die Koppelfifcherei 
in der Provinz Hannover, vom 26. Juni 1897 (Geſetzſamml. S. 196), §§ 1 
bis 6 des Geſetzes, betreffend die Koppelfiſcherei im Regierungsbezirke Caſſel, vom 
19. Mai 1908 Geſetzſamml. S. 133) regeln. 


§ 32. 

(1) Der Fiſchereiberechtigte darf Stauanlagen, die beim Inkrafttreten des 
Geſetzes an Abzweigungen von Waſſerläufen beſtehen, nicht in ihrem ordnungs⸗ 
mäßigen Betriebe hindern, wenn er dazu kein beſonderes Recht hat. Die 88 101, 
116 werden hierdurch nicht berührt. 5 

() Abzweigungen nach Abſ. 1 find nur ſolche, die ſich mit dem Waffer- 
laufe wieder vereinigen. 

833. 

(1) Fiſchereiberechtigte in Abzweigungen (§ 32 Abſ. 2) müſſen die Aus⸗ 
übung ihrer Fiſchereirechte den in den angrenzenden Strecken des Hauptwaſſer⸗ 
laufs zur Fiſcherei Berechtigten auf Verlangen gegen eine Geldrente überlaſſen, 
wenn ſie nicht bereit ſind, die zum Schutz und zur wirtſchaftlichen Nutzung der 
Fiſchgewäſſer notwendigen Maßnahmen gemeinſchaftlich mit ihnen zu treffen. 
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(e) Der Anſpruch nach Abſ. 1 beſtimmt ſich hinſichtlich des Umfanges und 
der räumlichen Ausdehnung der Fiſcherei in der Abzweigung nach den Fiſcherei⸗ 
rechten im Hauptwaſſerlaufe. i 

6) Mehrere in derſelben Strecke des Hauptwaſſerlaufs zur Fiſcherei 
Berechtigte können den Anſpruch nur gemeinſchaftlich geltend machen, ſie haften 
für die Geldrente als Geſamtſchuldner. 

(4) Mehrere in derſelben Strecke der Abzweigung zur Fiſcherei Berechtigte 
können nur gemeinſchaftlich in Anſpruch genommen werden und müſſen ſämtlich 
nach Abſ. 1 bereit fein. Die Geldrente iſt für jeden von ihnen beſonders feſtzuſetzen. 

(5) Über die Anſprüche und Verpflichtungen aus Abſ. 1 bis 4 ſowie die 
notwendigen gemeinſchaftlichen Maßnahmen beſchließt bei Streit der Bezirks⸗ 
ausſchuß. Zu den gemeinſchaftlichen Koſten müſſen die Beteiligten nach dem 
Wert ihrer Fiſchereirechte beitragen. Die Höhe der Geldrente iſt nach dem Werte 
der Fiſchereirechte in der Abzweigung zu beſtimmen. 

(e) Wird durch natürliche oder künſtliche Veränderungen in den Waſſer⸗ 
läufen die Fiſcherei betroffen, ſo können die Beteiligten eine andere Feſtſetzung 
der Geldrente und der ſonſtigen Überlaſſungsbedingungen nach Abſ. 5 verlangen. 

(7) Für Abzweigungen, die gefchloffene Gewäſſer bilden oder einer Wirtſchafts⸗ 
genoſſenſchaft oder einem Fiſchereibezirk ($$ 86, 89) angehören, gelten dieſe 
Vorſchriften nicht. 

$ 34. 

( Steht ein Waſſerlauf oder ein See in Verbindung mit einem nicht 
zu den Waſſerläufen gehörenden, blind endigenden Gewäſſer, ſo kann der im 
Waſſerlauf oder See an der Verbindungsſtelle zur Fiſcherei Berechtigte verlangen, 
daß es gegen den Wechſel von Fiſchen, die das vorgeſchriebene Mindeſtmaß haben, 
abgeſperrt wird. Solange das nicht geſchieht, iſt er ausſchließlich berechtigt, die 
Fiſcherei in dem Gewäſſer auszuüben. In Bewäſſerungs⸗ und Entwäſſerungs⸗ 
gräben kann ſtatt deſſen die Fiſcherei auch ruhen, wenn dies dem Fiſchereibetrieb 
im Waſſerlauf oder See nicht nachteilig iſt. Der § 33 Abſ. 7 gilt entſprechend. 

(2) Für Häfen und Stichkanäle, die der Schiffahrt oder Flößerei dienen, 
und für Altarme von natürlichen Waſſerläufen gelten dieſe Vorſchriften nicht. 
Dagegen gilt § 33 mit der Maßgabe, daß der Eigentümer des Hafens oder 
Stichkanals anſtatt der Überlaffung der Fiſchereiausübung auch berechtigt iſt, 
die Fiſcherei ruhen zu laſſen, und daß der Eigentümer des Altarms dasſelbe 
Recht hat, ſofern das Ruhen dem Fiſchereibetrieb im Waſſerlauf oder See nicht 
nachteilig iſt. 8 

(3) Darüber, ob die Fiſcherei in Bewäſſerungs⸗ oder Entwäſſerungsgräben 
oder in Altarmen von natürlichen Waſſerläufen nach Abſ. 1, 2 ruhen darf, 
beſchließt bei Streit der Kreis⸗ (Stadt-) Ausſchuß. | 


639: 
(1) In einem offenen Gewäſſer dürfen, unbeſchadet der § 3, 34, keine 
Vorrichtungen getroffen werden, die den Zweck haben, den Wechſel der Fiſche zu 


ee 


verhindern. Der Regierungspräſident kann aus polizeilichen oder wirtſchaftlichen 
Rückſichten, namentlich für den Fiſchfang, vorübergehend Ausnahmen geſtatten. 
Ausnahmen zum Zwecke des Betriebes der Fiſchereiwirtſchaft ſind nur auf Grund 
von § 3 zuläſſig. 

0) Durch ſtändige Fiſchereivorrichtungen darf ein offenes Gewäſſer zum 
Zwecke des Fiſchfangs nicht auf mehr als die halbe Breite der Waſſerfläche, bei 
gewöhnlichem Waſſerſtande vom Ufer aus gemeſſen, für den Wechſel der Fiſche 
verſperrt werden. Solche Vorrichtungen dürfen einander nicht ſo nahe ſein, daß 
ſie den Wechſel der Fiſche erheblich beeinträchtigen. Nähere Beſtimmungen 
können durch Polizeiverordnung getroffen werden. 

6) Abf. 2 gilt in Grenzgewäſſern nur fo weit, als im Nachbarland ebenfo 
verfahren wird, auch kann der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten 
ihn zeitweilig für ſolche Gewäſſer außer Kraft ſetzen, die nicht ausſchließlich dem 
preußiſchen Staatsgebiet angehören. 

(4) Die ſchon beſtehenden ſtändigen Fiſchereivorrichtungen unterliegen dieſen 
Vorſchriften nicht, wenn der Fiſchereiberechtigte ein Recht auf deren Benutzung hat. 

(5) Ständige Fiſchereivorrichtungen find ſolche, die unter dauernder Be 
feſtigung am Ufer oder im Bett ins Gewäſſer eingebaut find, namentlich feft- 
ſtehende Fiſchwehre, Fiſchzäune, Fiſchfallen. Die Eigenſchaft der Vorrichtung als 
einer ſtändigen wird dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß das angebrachte Fang⸗ 
gerät entfernt werden kann. Freiſtehende Pfähle gelten nicht als ſtändige 
Fiſchereivorrichtungen. f d 


Vierter Abſchnitt. 
Fiſchereigenoſſenſchaften. 
Erſter Titel. 
Allgemeine Vorſchriften. 
§ 36. 
(1) Mehrere zur Fiſcherei in einem offenen Gewäſſer oder in zuſammen⸗ 
hängenden offenen Gewäſſern Berechtigte können zu einer Genoſſenſchaft vereinigt werden: 
1. zu geregelter Aufſichtsführung und gemeinſchaftlichen Maßnahmen zum 
Schutze des Fiſchbeſtandes (Schutzgenoſſenſchaften) 
2. zu gemeinſchaftlicher Bewirtſchaftung und Nutzung der Fiſchgewäſſer 
ſamt Fangverwertung (Wirtſchaftsgenoſſenſchaften). 
Die Genoſſenſchaft gilt im Rahmen ihrer Aufgaben als Fiſchereiberechtigter. 
0) Fiſchereibezirke ($$ 86, 89) können als ſolche in eine Genoſſenſchaft 
einbezogen werden. 
re 
Die Bildung einer Genoſſenſchaft erfolgt: 
1. durch Genehmigung der Satzung auf Grund eines einſtimmigen Be 
ſchluſſes der Beteiligten ; 
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2. durch Genehmigung der Satzung auf Grund eines Beſchluſſes der 
Mehrheit unter zwangsweiſer Heranziehung der Minderheit; 
3. durch Erlaß der Satzung ohne Zuſtimmung der Mehrheit. 


$ 38. 

Iſt die Satzung genehmigt oder erlaſſen, ſo kann nicht mehr geltend 
gemacht werden, daß eine n für ihre Genehmigung oder ihren Er⸗ 
laß gefehlt habe. 

§ 39. 


() Die Genoſſenſchaft iſt rechtsfähig. 
(2) Sie muß ihren Sitz in Preußen haben. 


§ 40. 

(1) Für den Beitritt von Körperſchaften, Stiftungen und Anſtalten des 
öffentlichen Rechtes iſt nicht die Genehmigung des Staates erforderlich. 

(2) Lehns⸗ und Fideikommißbeſitzer können der Genoſſenſchaft ohne Zu⸗ 
ſtimmung der Anwärter beitreten. 

§ 41. 

(1) Die Genoſſenſchaft muß einen Vorſtand haben. Dieſer kann aus einer 
Perſon beſtehen oder aus mehreren, von denen eine den Vorſitz führt. 

(2) Der Vorſtand vertritt die Genoſſenſchaft gerichtlich und außergerichtlich. 
Er hat die Stellung eines geſetzlichen Vertreters. Den Umfang ſeiner Ver⸗ 
tretungsmacht kann die Satzung mit Wirkung nach außen beſchränken. Er 
führt die Verwaltung der Genoſſenſchaft, wenn nicht einzelne Geſchäfte durch 
Geſetz oder Satzung dem Vorſitzenden des Vorſtandes oder der Mitglieder- 
verſammlung überwieſen ſind. 

(3) Der Vorſitzende des Vorſtandes, der ſich als ſolcher ausweiſt, bedarf 
zur Vertretung des Vorſtandes vor Prozeßgerichten und Verwaltungsgerichten 
keiner beſonderen Vollmacht. 

() Abgeſehen von 925 Fällen des § 82 Abſ. 1, 2 und des § 84 Abſ. 1 
Nr. 1 kann die Satzung beſtimmen, daß an die Stelle der Mitgliederverſammlung 
ein von den Mitgliedern zu wählender Ausſchuß tritt. 


$ 42. 
Soweit die Rechtsverhältniſſe der Genoſſenſchaft und der Mitglieder nicht 
in dieſem Geſetze geregelt werden, richten ſie ſich nach der Satzung. 


§ 43. 
(1) Die Satzung muß Beſtimmungen enthalten über: 
1. den Namen, Sitz und Zweck der Genoſſenſchaft / 
2. das Fiſchereigebiet der Genoſſenſchaft 
3. die Art der Verwaltung der Fiſcherei; 


Bene 


„die Verpflichtungen der Mitglieder; 
das Verhältnis der Teilnahme an den Nutzungen und Laſten ſowie 
am Stimmrechte, 

6. die Aufſtellung des Haushaltsplans und die Feſtſtellung und Entlaſtung 
der Rechnung; 

7. die Zuſammenſetzung und Wahl des Vorſtandes, die Befugniſſe des 
Vorſtandes und, wenn er aus mehreren Mitgliedern beſteht, auch die 
ſeines Vorſitzenden, die Form für den Ausweis der Vorſtandsmitglieder 
und die Beurkundung ihrer Beſchlüſſe; 

8. die Vorausſetzungen und die Form für die Zuſammenberufung der 
Mitgliederverſammlung oder des an ihre Stelle tretenden Ausſchuſſes 
und die Beurkundung ihrer Befchlüffe; 

9. die Gegenſtände, die der Beſchlußfaſſung der Mitgliederverſammlung 
oder des Ausſchuſſes unterliegen follen; 

10. die Form für die Bekanntmachungen der Genoffenfchaft; 

11. die öffentlichen Blätter, in welche die Bekanntmachungen aufzunehmen 
ſind, ſoweit ſie nach Geſetz, Satzung oder Beſchlüſſen der Genoſſen⸗ 
ſchaftsorgane durch öffentliche Blätter zu ergehen haben. 

e) Der Satzung iſt ein Verzeichnis der Mitglieder der Genoſſenſchaft bei- 

zufügen. Es iſt auf dem laufenden zu erhalten. 


. 


§ 44. 

Die Satzung kann Vorſchriften über Bildung eines Schiedsgerichts treffen, 
das bei Streitigkeiten über genoſſenſchaftliche Angelegenheiten auf Anrufen beider 
Parteien entſcheidet. 

§ 45. 

() Die Genoſſenſchaft ſteht unter Aufſicht des Staates. Die Aufſicht 
beſchränkt ſich auf die ordnungsmäßige Ausführung, Unterhaltung und Wieder⸗ 
herſtellung der genoſſenſchaftlichen Anlagen ſowie darauf, daß die Angelegenheiten 
der Genoſſenſchaft nach Geſetz und Satzung verwaltet werden. 

(2) Die Aufficht führen der Landrat als Vorſitzender des Kreisausſchuſſes, 
in Stadtkreiſen die Ortspolizeibehörde, als höhere und letzte Behörde der Re⸗ 
gierungspräſident. Zuſtändig iſt die Behörde, in deren Bezirke die Genoſſenſchaft 
ihren Sitz hat. 

6) Die Aufſichtsbehörde iſt berechtigt, ihre Anordnungen unmittelbar 
durchzuſetzen. 

$ 46. 

Kommt die Wahl des Vorſtandes oder einzelner ſeiner Mitglieder trotz der 
Aufforderung der Aufſichtsbehörde nicht zuſtande, ſo kann dieſe für die fehlenden 
Mitglieder Vertreter beſtellen, die bis zur ordnungsmäßigen Wahl deren Ob⸗ 
liegenheiten wahrzunehmen haben. Die Aufſichtsbehörde kann für die Vertreter 
eine angemeſſene Entſchädigung feſtſetzen. 
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gar. 

() Unterläßt oder verweigert die Genoſſenſchaft, die ihr geſetz⸗ oder ſatzungs⸗ 
mäßig obliegenden, von der zuſtändigen Behörde feſtgeſtellten Leiſtungen und Aus⸗ 
gaben in den Haushaltsplan aufzunehmen oder außerordentlich zu genehmigen, 
ſo kann die Aufſichtsbehörde unter Anführung der Gründe die Aufnahme in den 
Haushaltsplan oder die Feſtſtellung der außerordentlichen Ausgabe und die Ein⸗ 
ziehung der erforderlichen Beträge verfügen. 

e) Gegen die Verfügung ſteht der Genoſſenſchaft binnen zwei Wochen die 
Klage im Verwaltungsſtreitverfahren beim Bezirksausſchuß zu. 


§ 48. 

() Zur Veräußerung von Grundſtücken oder Aufnahme von Anleihen, außer 
ſolchen, die den Schuldenbeſtand nicht vermehren, bedarf die Genoſſenſchaft der 
Genehmigung des Kreis⸗ (Stadt-) Ausſchuſſes. 

(2) Die Satzung kann eine Genehmigung auch für andere Fälle vorſchreiben. 


8 49. 

Die Aufſichtsbehörde kann die Akten der Genoſſenſchaft einſehen und Abſchrift 
des Haushaltsplans, des Rechnungsabſchluſſes ſowie der Niederſchriften der Ver⸗ 
handlungen des Vorſtandes und der Mitgliederverſammlung (des Ausſchuſſes) 
verlangen. Sie kann außerordentliche Prüfungen der Genoſſenſchaftskaſſe und 
der geſamten Genoſſenſchaftsverwaltung veranlaſſen und an den Verſammlungen 
des Vorſtandes ſowie an den Mitglieder⸗(Ausſchuß⸗) Verſammlungen perſönlich 
oder durch Beauftragte teilnehmen. 


$ 50. 

(1) Die Genoſſenſchaft iſt berechtigt, in den Gewäſſern, die im Eigentume 
der Mitglieder ſtehen, und auf deren Ufergrundſtücken die Anlagen herzuſtellen 
und zu erhalten, die zur Erfüllung des Genoſſenſchaftszwecks nötig ſind. Der 
§ 13 Abſ. 3, 4 gilt ſinngemäß. 

(2) Bei Streit beſchließt die Aufſichtsbehörde, ob eine Anlage zur Erfüllung 
des Genoſſenſchaftszwecks nötig iſt. Gegen den Beſchluß iſt binnen zwei Wochen 
Beſchwerde zuläſſig. 

(3) Für den Nachteil, der ihnen aus den Anlagen erwächſt, können die 
Mitglieder von der Genoſſenſchaft Erſatz verlangen. 


851. 
Im Einverſtändnis mit der Genoſſenſchaft können Mitglieder eintreten und 
ausſcheiden. Es bedarf jedoch dazu der Genehmigung der Aufſichtsbehörde, dieſe 
hat beim Ausſcheiden von Mitgliedern auch auf die Gläubiger Rückſicht zu nehmen. 


$ 52. 
() Die Genoſſenſchaft ift verpflichtet, Fiſchereiberechtigte, deren Fiſchgewäſſer 
an ihr Gebiet grenzen, auf Verlangen in die Genoſſenſchaft aufzunehmen, wenn 


ee 


ihnen dadurch weſentliche Vorteile und der Genoſſenſchaft keine erheblichen Nach- 
teile erwachſen. 

e) Die Genoſſenſchaft iſt berechtigt, von den beitretenden Fiſchereiberechtigten 
einen angemeſſenen Anteil an ihren bisherigen Aufwendungen und die Entrichtung 
der beſonderen Koſten zu verlangen, die ihr durch den Beitritt erwachſen. 

6) Bei Streitigkeiten aus Abſ. 1, 2 beſchließt der Kreis- (Stadt-) Ausſchuß. 


$ 53. 

e) Für Verbindlichkeiten der Genoſſenſchaft haftet ihr Vermögen. Soweit 
daraus Gläubiger der Genoſſenſchaft nicht befriedigt werden können, muß der 
Schuldbetrag durch Beiträge aufgebracht werden, die vom Vorſtande nach dem 
in der Satzung feſtgeſetzten Teilnahmemaßſtab umzulegen ſind. 

e) Die ausgeſchiedenen Mitglieder bleiben für die bis zu ihrem Austritt 
umgelegten Beiträge verhaftet. 

§ 54. 
() Die Teilnahme an den Nutzungen und Laſten wird nach dem Werte 
der Fiſchereirechte geregelt. : 

e) Das Stimmrecht der Mitglieder wird nach dem Verhältnis ihrer Teil: 


nahme an den Genoſſenſchaftslaſten feſtgeſtellt. Jeder beitragspflichtige Genoſſe 


muß mindeſtens eine Stimme haben. 

6) Durch einſtimmigen Beſchluß der zur Abſtimmung erſchienenen Berech— 
tigten kann ein anderer Maßſtab beſtimmt werden als der in Abf. 1 und Abf. 2 
Satz 1. 

$ 55. 

() Streitigkeiten über die Zugehörigkeit zur Genoffenfchaft werden im Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren entſchieden. 

E) Gegen Heranziehung und Veranlagung zu den Genoſſenſchaftslaſten 
ſowie gegen Verteilung der Nutzungen ſteht den Beteiligten binnen vier Wochen 
der Einſpruch zu, über den der Vorſtand beſchließt. Gegen den Beſchluß kann, 
ſofern nicht die beiden Parteien das Schiedsgericht (§ 44) anrufen, binnen zwei 
Wochen die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren erhoben werden. Die Klage 
hält die Vollſtreckung des Beſchluſſes nicht auf. 


6) Zuſtändig iſt der Kreisausſchuß, in Stadtkreiſen der Bezirksausſchuß. im 


um! 
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$ 56. 
5 (1) Der Vorſtand und, wenn er aus mehreren Perſonen beſteht, auch fein 
Vorſitzender können Anordnungen, die fie in Ausübung ihrer Befugniſſe gegen 
einzelne Genoſſen richten, durch folgende Zwangsmittel durchſetzen: 
1. Iſt eine Handlung zu erzwingen, die auch ein anderer ausführen kann, 
jo können fie die: Ausführung veranlaſſen und den vorläufig zu bes 
ſtimmenden Koſtenbetrag zwangsweiſe vom Verpflichteten einziehen. 
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2. Steht feſt, daß der Verpflichtete nicht imſtande iſt, die aus der Aus⸗ 
führung durch einen anderen entſtehenden Koſten zu tragen, oder iſt 
eine nicht durch einen anderen ausführbare Handlung oder eine Unter⸗ 
laſſung zu erzwingen, ſo können ſie Geldſtrafen bis zu dreißig Mark 

feſtſetzen. Die Strafgelder fließen in die Genoſſenſchaftskaſſe. 

(2) Der Anwendung der Zwangsmittel muß eine ſchriftliche Androhung 

vorausgehen, in ihr iſt, wenn eine Handlung erzwungen werden ſoll, eine Friſt 
zu beſtimmen, innerhalb deren ſie auszuführen iſt. 


$ 57. 

(1) Gegen die Anordnungen des Vorſtandes und feines Vorſitzenden und 
gegen die Androhung eines Zwangsmittels iſt Beſchwerde an die Aufſichtsbehörde, 
gegen deren Beſcheid weitere Beſchwerde an die höhere Aufſichtsbehörde und gegen 
deren Beſcheid Klage beim Oberverwaltungsgerichte zuläſſig. Die Klage kann 
nur darauf geſtützt werden: 

1, daß die angefochtene Anordnung dadurch, daß ein Geſetz oder eine 

rechtsgültige Verordnung nicht richtig angewendet worden ſei, den 
Kläger in ſeinen Rechten verletze; 

2. daß nicht die tatſächlichen Vorausſetzungen zum Erlaß der Anordnung 

oder zur Androhung des Zwangsmittels vorgelegen hätten. 

e) Das Rechtsmittel, das ſich gegen die Androhung eines Zwangsmittels 
richtet, erſtreckt ſich auch auf die Anordnung, um deren Ausführung es ſich 
handelt, wenn nicht darüber ein beſonderes Beſchwerdeverfahren anhängig 

eweſen iſt. 

5 6) Die Beſchwerde gegen den Vorſtand oder ſeinen Vorſitzenden iſt bei 
dieſem, die weitere Beſchwerde bei der Behörde anzubringen, gegen deren Beſcheid 
ſie ſich richtet. 

() Die Friſt zur Einlegung der Beſchwerde und der weiteren Beſchwerde 
ſowie zur Erhebung der Klage beträgt zwei Wochen. 

6) Die Friſt gilt als gewahrt auch dann, wenn die Beſchwerde oder 
weitere Beſchwerde rechtzeitig bei der Behörde angebracht wird, die darüber zu 
beſchließen hat. 

$ 58. 

Rückſtändige Beiträge ſowie die Strafen und Koſten ($ 56) können im 
Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben werden. Das Beitreibungsverfahren 
kann auch gegen Pächter und andere Nutzungsberechtigte der zur Genoſſenſchaft 
gehörigen Fiſchereien gerichtet werden. Die Vollſtreckungsbehörde wird durch die 
Aufſichtsbehörde beſtimmt. 


1) Der Vorſtand hat die Mitgliederverſammlung (den Ausſchuß) ein⸗ 
zuberufen, ſobald es das Intereſſe der Genoſſenſchaft erfordert oder ein Drittel 
der Mitglieder es unter Angabe des Zweckes ſchriftlich beantragt. 
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e) Wenn der Vorſtand dem Antrage nicht binnen zwei Monaten ſtattgibt, 


erfolgt die Einberufung durch die Aufſichtsbehörde. 


= $ 60. 
Die Aufſichtsbehörde kann Mitglieder des Vorſtandes, die fich einer groben 
Pflichtverletzung ſchuldig machen, ihres Amtes entſetzen. Die auf Amtsentſetzung 


lautende Verfügung kann binnen zwei Wochen durch Klage beim Oberverwaltungs⸗ 


gericht angefochten werden. Bis zur Entſcheidung darüber bleibt das Vorſtands⸗ 
mitglied von den Amtsgeſchäften enthoben. 


$ 61. 

Iſt bei Bildung einer Schutzgenoſſenſchaft die Fiſcherei in einem zur 
Genoſſenſchaft gehörigen Fiſchgewäſſer verpachtet, ſo hat der Pächter keine Ent⸗ 
ſchädigungsanſprüche gegen die Genoſſenſchaft wegen der Maßnahmen, die ſie 
auf Grund von § 36 getroffen hat. Er kann jedoch innerhalb eines Jahres 
nach Bildung der Genoſſenſchaft das Pachtverhältnis mit einer Friſt von drei 
Monaten kündigen. . 

$ 62. 

Iſt bei Bildung einer Wirtſchaftsgenoſſenſchaft die Fiſcherei in einem zur 
Genoſſenſchaft gehörigen Fiſchgewäſſer verpachtet, ſo hat der Pächter an Stelle 
des Rechtes auf Ausübung der Fiſcherei Anſpruch auf die nach der Satzung dem 
Verpächter zuſtehenden Nutzungen und iſt dieſem gegenüber verpflichtet, auch die 
Genoſſenſchaftslaſten zu tragen. Er kann jedoch das Pachtverhältnis jederzeit 
ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt kündigen. a 


$ 63. 

Iſt in den Fällen der $$ 61, 62 der Vertrag vor Inkrafttreten dieſes 

Geſetzes geſchloſſen, jo kann der Pächter, wenn er von dem Kündigungsrechte 

Gebrauch macht, von der Genoſſenſchaft Erſatz des Schadens verlangen, der ihm 
durch die vorzeitige Auflöſung entſteht. 


§ 64. 
Gegen den Verpächter kann der Pächter aus Bildung einer Genoſſenſchaft 
keinen Schadenerſatzanſpruch erheben, wenn nichts anderes vereinbart iſt. 


Zweiter Titel. 
Genoſſenſchaften mit Zuläſſigkeit des Veitrittszwanges. 
$ 65. 
Eine Schutzgenoſſenſchaft kann auch ohne Zuſtimmung der Fiſcherei⸗ 
berechtigten gebildet werden. 
Geſetzſammlung 1916. (Nr. 11506.) 18 
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$ 66. 
() Eine Wirtſchaftsgenoſſenſchaft kann mit Zuſtimmung der Mehrheit der 
Fiſchereiberechtigten (§ 71) gebildet werden, wenn der genoſſenſchaftliche Zuſammen⸗ 
ſchluß der Erhaltung und Vermehrung des Fiſchbeſtandes dient und einen höheren 
wirtſchaftlichen Nutzen in Ausſicht ſtellt, als der ſelbſtändige Fiſchereibetrieb der 
einzelnen Berechtigten. 5 

(2) Widerſprechende Fiſchereiberechtigte können zwangsweiſe nur heran⸗ 
gezogen werden, wenn ohne ſie die Genoſſenſchaft nicht wirtſchaftlich zweckmäßig 
gebildet werden kann. 

§ 67. 

Eine Wirtſchaftsgenoſſenſchaft kann ohne Zuſtimmung der Mehrheit der 
Fiſchereiberechtigten gebildet werden, wenn der ſelbſtändige Fiſchereibetrieb der ein⸗ 
zelnen Berechtigten mit einer wirtſchaftlichen Fiſchereinutzung der Gewäſſer im 
ganzen unvereinbar iſt, doch muß wenigſtens ein Berechtigter mit der Bildung 
einverſtanden ſein. 

§ 68. 

Nachteile, die Fiſchereiberechtigten durch ihre Einbeziehung in die Wirtſchafts⸗ 
enoſſenſchaft entſtehen, ſind durch entſprechende Verteilung der Nutzungen und 
Lasten auszugleichen (§ 43 Abſ. 1 Nr. 5). 


Dritter Titel. 
Verfahren zur Bildung von Genoſſenſchaften. 
69 
(1) Das Verfahren zur Bildung einer Genoſſenſchaft leitet der Regierungs⸗ 
präſident. Liegt das Fiſchereigebiet in mehreren Regierungsbezirken, ſo beſtimmt 
den Regierungspräſidenten endgültig der Oberpräſident und, wenn mehrere 
Provinzen beteiligt ſind, der zuſtändige Miniſter. 
(2) Das Verfahren kann von Amts wegen oder auf Antrag eingeleitet werden. 
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(1) Iſt der Antrag auf Einleitung des Verfahrens offenbar unzuläſſig, 
undurchführbar oder unzweckmäßig, ſo kann er ohne weiteres durch einen Beſcheid 
zurückgewieſen werden, der mit Gründen zu verſehen iſt. 

(2) Andernfalls ernennt der Regierungspräſident einen Kommiſſar zur Ver⸗ 
handlung mit den Beteiligten. Dasſelbe geſchieht, wenn das Verfahren von 
Amts wegen eingeleitet werden ſoll. 

66) Der Kommiſſar entwirft die Satzung und beruft eine Verſammlung 
der Berechtigten ein, in der über Bildung der Genoſſenſchaft verhandelt wird. 
Die Ladung muß angeben, ob Beteiligte zwangsweiſe nach § 66 oder § 67 heran⸗ 
gezogen werden ſollen. Auch die Pächter der in die Genoſſenſchaft einzubeziehenden 
Fiſchgewäſſer ſollen zu der Verſammlung geladen und über die Genoſſenſchafts, 
bildung gehört werden. 


73 — 


§ 71. 

a) Wird gegen die Bildung einer Wirtſchaftsgenoſſenſchaft Widerfpruch 
erhoben und liegt die Vorausſetzung des § 66 Abſ. 1 vor, fo iſt über die Bildung 
der Genoſſenſchaft nach der Kopfzahl abzuſtimmen. : 

() Stimmt zwar die Mehrheit nach der Kopfzahl dagegen, haben aber 
die dafür ſtimmenden Berechtigten die Mehrheit nach dem Werte der Berechti⸗ 
gungen, fo ift die Bildung der Genoſſenſchaft beſchloſſen. Im Zweifel beſchließt 
über den Wert der einzelnen Berechtigungen der Kreis (Stadt-) Ausſchuß. 


§ 72. 

() Wird die Bildung der Genoſſenſchaft beſchloſſen ($$ 70, 71), fo läßt 
der Kommiſſar über die Satzung und alle anderen Punkte beſchließen, bei denen 
er es für erforderlich hält. Dazu können die Berechtigten Bevollmächtigte wählen. 

(2) Im Falle des § 71 können die Widerſprechenden verlangen, daß die 
Zuſtimmenden und die Widerſprechenden getrennt Bevollmächtigte wählen, deren 
Zahl annähernd dem Verhältnis der für und gegen die Genoſſenſchaftsbildung 
abgegebenen Stimmen entſprechen muß. Die Zahl der Bevollmächtigten beſtimmt 
der Kommiſſar. 

6) Zu allen dieſen Beſchlüſſen, mit Ausnahme des Beſchluſſes nach § 54 
Abſ. 3, genügt die Mehrheit der im Verhandlungstermin erſchienenen Berechtigten 
oder Bevollmächtigten nach dem Werte der Fiſchereiberechtigungen. 


8 $ 73. 
Steht ein Fiſchereirecht mehreren Perſonen gemeinſchaftlich zu, fo gilt ihre 
Stimme in dem Sinn abgegeben, wie die Mehrheit der im Verhandlungstermin 
erſchienenen Mitberechtigten, berechnet nach der Kopfzahl, im Falle des § 71 Abſ. 2 
nach dem Wert ihrer Anteile, geſtimmt hat. 


$ 74. 

„Ergeben ſich Zweifel über Beſtehen oder Umfang eines Fiſchereirechts, fo 
beſchließt auf Antrag eines Beteiligten oder des Kommiſſars der Kreis⸗ (Stadt-) 
Ausſchuß endgültig darüber, wer im Verfahren als Berechtigter zuzuziehen oder 
in welchem Umfange das Fiſchereirecht im Verfahren zu berückſichtigen iſt. 


§ 75. 
4) Wird gegen die Bildung einer Schutzgenoſſenſchaft Widerſpruch erhoben, 
ſo hat der Kommiſſar die Berechtigten über die Satzung zu hören. 
E). Ebenſo verfährt er, wenn gegen die Bildung einer Wirtſchaftsgenoſſen⸗ 
ſchaft Widerſpruch erhoben wird und die Vorausſetzung des § 67 vorliegt. 


§ 76. | 
Die nach den $$ 70 bis 75 erforderlichen Verhandlungen können in einem 
Termine vereinigt werden. u 
18* 
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(1) Der Kommiſſar leitet die Verhandlungen. Er kann gegen Beteiligte, 
Sachverſtändige oder andere Perſonen, die ſich einer Ungebühr ſchuldig machen, 
vorbehaltlich ſtrafgerichtlicher Verfolgung, eine Ordnungsſtrafe bis zu zwanzig 
Mark feſtſetzen. ö 

(2) Über Beſchwerden gegen Ordnungsſtrafen beſchließt der Bezirksausſchuß 
endgültig. Im übrigen beſchließt der Regierungspräſident endgültig über Be⸗ 
ſchwerden, welche die Leitung des Verfahrens durch den Kommiſſar betreffen. 
Die Beſchwerdefriſt beträgt zwei Wochen. 


a § 78. 

Über die Verhandlungen mit den Beteiligten und ihren Bevollmächtigten 
iſt eine Niederſchrift aufzunehmen. In dieſe muß auch die Feſtſetzung der Ord⸗ 
nungsſtrafe ($ 77) und die Veranlaſſung dazu aufgenommen werden. Die Nieder⸗ 
ſchrift iſt vom Kommiſſar, dem etwa zugezogenen Schriftführer und, wenn Sach⸗ 
verſtändige vernommen ſind, auch von dieſen zu unterſchreiben. Sind Bevoll⸗ 
mächtigte gewählt, ſo ſollen auch ſie unterſchreiben. 


$ 79. 

(1) Zu den Verhandlungen find die dabei Beteiligten ſpäteſtens eine Woche, 
in dringenden Fällen ſpäteſtens drei Tage vorher zu laden. In der Ladung ſind 
die Verhandlungsgegenſtände anzugeben. a 

(2) Bei Beſchlußfaſſung über die Satzung iſt der Entwurf acht Tage vorher 
offenzulegen und in der Ladung Ort und Zeit der Offenlegung mitzuteilen. 

(3) Die Ladung enthält die Androhung, daß, wer nicht erſcheint oder nicht 
abſtimmt, als dem zuſtimmend gilt, wofür die Mehrheit der Stimmen abge⸗ 
geben wird. 

(4) Im übrigen gelten für das Verfahren entfprechend die §§ 264 bis 269 
des Waſſergeſetzes. 

$ 80. 

(1) Iſt gegen die Bildung einer Schutzgenoſſenſchaft Widerſpruch erhoben 
($ 75), ſo beſchließt nach Abſchluß der Verhandlungen der Bezirksausſchuß, ſoweit 
darüber Streit iſt, ob die Vorausſetzungen des § 36 Abſ. 1 Nr. 1 gegeben ſind. 

(2) Hat die Mehrheit der Beteiligten die Bildung einer Wirtſchaftsgenoſſen⸗ 
ſchaft beſchloſſen ($ 66 Abſ. 1), fo beſchließt der Bezirksausſchuß, ob die Voraus⸗ 
ſetzungen für den Beitrittszwang (§ 66 Abſ. 2) vorliegen. 

6) Hat die Mehrheit der Beteiligten die Bildung einer Wirtſchaftsgenoſſen⸗ 
ſchaft abgelehnt, ſo beſchließt der Bezirksausſchuß, ſoweit darüber Streit beſteht, 
ob die Vorausſetzungen zur Bildung einer Zwangsgenoſſenſchaft (§ 67) vorliegen. 

() Gegen den Beſchluß des Bezirksausſchuſſes in den Fällen der Abſ. 1 
bis 3 ſteht auch dem Regierungspräſidenten die Beſchwerde zu ($ 122). 

) Die Satzung bedarf der Genehmigung des Regierungspräſidenten. In 
den Fällen der Abſ. 1, 3 wird fie von ihm erlaſſen. 
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() Die Satzung iſt auf Koſten der Genoſſenſchaft in den Amtsblättern 
der beteiligten Regierungsbezirke bekannt zu machen. Die Veröffentlichung kann 
auf den Tag ihrer Vollziehung und die Feſtſetzungen nach § 43 Nr. 1, 2, 8, 9, 
10, 11 beſchränkt werden. 

881. 

44) Alle Verhandlungen und Geſchäfte im Verfahren, auch die vor Gerichten 

und anderen Behörden, namentlich auch die Anfertigung und Beglaubigung von 


Kataſter⸗ und Grundbuchauszügen find gebühren⸗ und ſtempelfrei. 


(2) Bare Auslagen, die durch zurückgewieſene oder zurückgenommene An⸗ 
träge oder Einwendungen entſtehen, können dem Antragſteller oder dem, der die 
Einwendungen erhoben hat, auferlegt werden. Von den anderen baren Auslagen 
trägt die Staatskaſſe die Reiſekoſten, Reiſezulagen und Tagegelder der im Ver⸗ 
fahren mitwirkenden Staatsbeamten, die übrigen die Genoſſenſchaft. 


Vierter Titel. 
Anderung der Satzung. 
i $ 82. 

(1) Eine Anderung der Satzung, durch die für die Teilnahme an den 
Nutzungen oder Laſten oder für das Stimmverhältnis ein anderer Maßſtab ein⸗ 
geführt werden ſoll, als im § 54 beſtimmt iſt, bedarf eines einſtimmigen Be⸗ 
ſchluſſes der Mitgliederverſammlung. 

E) Dasſelbe gilt von einer Satzungsänderung, durch die eine Schutz⸗ 
genoſſenſchaft in eine Wirtſchaftsgenoſſenſchaft umgewandelt werden ſoll, es ſei 
denn, daß die Vorausſetzung des § 67 oder des § 66 Abſ. 1 und zugleich hin⸗ 
ſichtlich aller widerſprechenden Genoſſen auch die des § 66 Abſ. 2 vorliegt. In 
dieſem Falle genügt ein Mehrheitsbeſchluß der Mitgliederverſammlung, berechnet 
nach der Zahl der Mitglieder und dem Wert ihrer Berechtigungen. 

6) Andere Satzungsänderungen kann, wenn die Satzung nichts anderes 
beſtimmt, die Mitgliederverſammlung (der Ausſchuß) mit Stimmenmehrheit be⸗ 
ſchließen. 

§ 83. 


(1) Anderungen der Satzungen bedürfen der Genehmigung des Negierungs- 
präſidenten. 1 
() Die genehmigten Anderungen find nach $ 80 Abſ. 6 bekannt zu machen. 


Fünfter Titel. 
Auflöſung und Liquidation von Genoſſenſchaſten. 
8 84. 
(1) Der Regierungspräſident kann die Genoſſenſchaft auflöſen: 
1. wenn es die Mitgliederverſammlung mit einer Mehrheit von zwei 
Dritteln der Stimmen beſchließt; 
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2. auf Antrag eines Mitgliedes, wenn die Genoſſenſchaft nur noch aus 
zwei Mitgliedern beſteht. 8 a 
(2) Im übrigen gelten für Auflöſung und Liquidation entſprechend die 
§§ 279 bis 282 des Waſſergeſetzes. 


Sechſter Titel. 
Genoſſenſchaften, die vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes begründet ſind. 
§ 85. 

() Die Vorſchriften dieſes Geſetzes gelten auch für die Fiſchereigenoſſen⸗ 
ſchaften, die bei ſeinem Inkrafttreten beſtehen. 

(2) Doch bleiben abweichende Beſtimmungen der bisherigen Satzungen über 
Zuſtändigkeit der Schiedsgerichte (§ 44, § 55 Abſ. 2 Satz 2) in Kraft, ebenſo 
ſonſtige abweichende Beſtimmungen ſo weit, als die Vorſchriften dieſes Geſetzes 
durch die Satzung geändert werden können oder auf ſie verweiſen. 


Fünfter Abſchnitt. 
Fiſchereibezirke. 


$ 86. i 

Fiſchereirechte in offenen Gewäſſern können, wenn ihr geringer Umfang der 
Erhaltung oder Vermehrung des Fiſchbeſtandes oder einer vollen wirtſchaftlichen 
Ausnutzung des Gewäſſers hinderlich iſt und ein genoſſenſchaftlicher Zuſammen⸗ 
ſchluß unausführbar erſcheint oder nicht den gleichen wirtſchaftlichen Erfolg in 
Ausſicht ſtellt, auf Antrag der Fiſchereibehörde oder eines Beteiligten durch Be⸗ 
ſchluß des Bezirksausſchuſſes in der Weiſe vereinigt werden, daß aus zuſammen⸗ 
hängenden Gewäſſerſtrecken ein gemeinſchaftlicher Fiſchereibezirk gebildet wird. 
Vorher iſt den Beteiligten Gelegenheit zur Außerung zu geben. Die $$ 62 bis 64 
gelten entſprechend. 

$ 87. 

(1) Die Fiſcherei in einem gemeinſchaftlichen Fiſchereibezirke verwaltet für 
Rechnung der Beteiligten der Gemeinde-(Guts⸗) Vorſteher. Die Kaſſengeſchäfte 
führt die Gemeinde- (Guts⸗) Kaſſe. Erſtreckt ſich der Fiſchereibezirk auf mehrere 
Gemeinde: (Guts⸗) Bezirke, fo beſtimmt die Gemeindeaufſichtsbehörde den Gemeinde⸗ 
(Guts⸗) Vorſteher, dem die Verwaltung obliegt. In der Rheinprovinz kann die 
Gemeindeaufſichtsbehörde die Verwaltung des Fiſchereibezirks, wenn er mehrere 
Gemeindebezirke umfaßt, dem Bürgermeiſter übertragen; Satz 3 gilt ſinngemäß. 

(2) Der Kreisausſchuß, in Stadtkreiſen der Bezirksausſchuß, kann beſchließen, 
daß an Stelle des Gemeinde- (Guts-) Vorſtehers (Bürgermeiſters) ein Fiſcherei⸗ 
vorſteher tritt, den die Mehrheit der Beteiligten, berechnet nach dem Wert ihrer 
ee gewählt hat. Die näheren Beſtimmungen trifft der Kreis⸗ (Bezirks-) 

usſchuß. 5 = 


8 
& 


1 


> e) In der Verwaltung nach Abf. 1 vertritt der Gemeinde: (Guts-) Vorſteher 
(Bdermeſſter, Fiſchereivorſteher) den Fiſchereibezirk gerichtlich und außergerichtlich. 
FT (a) Die Aufſicht über die Verwaltung der Fiſcherei in dem gemeinſchaft⸗ 
lichen Fiſchereibezirke führt die Gemeindeaufſichtsbehörde. 
(6) Für die Verwaltung iſt auf Verlangen eine angemeſſene Vergütung zu 
gewähren, die der Kreisausſchuß, in Stadtkreiſen der Bezirksausſchuß feſtſetzt. 
(6) Nach dem Verhältnis des Wertes der einzelnen Fiſchereirechte werden 
alljährlich die Reinerträge verteilt und die Zuſchüſſe umgelegt. Der Plan dafür 
mit Berechnung der Einnahmen und Ausgaben iſt zur Einſicht der Beteiligten 
zwei Wochen lang auszulegen. Ort und Zeit der Auslegung ſind vorher orts⸗ 
üblich bekannt zu machen. Über Beſchwerden gegen den Plan, die binnen zwei 
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Wochen nach Beendigung der Auslegung erhoben werden können, beſchließt der 


Gemeinde⸗ (Guts⸗) Vorſteher (Bürgermeiſter, Fiſchereivorſteher). Gegen ſeinen 
Beſcheid iſt binnen zwei Wochen die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren beim 
Kreisausſchuß, in Stadtkreiſen beim Bezirksausſchuß zuläſſig. 

(6) Die Zuſchüſſe können im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben 
werden. Die Vollſtreckungsbehörde wird durch die Gemeindeaufſichtsbehörde 
beſtimmt. f 

$ 88. 

Beſchlüſſe nach den §§ 86, 87 können bei einer Veränderung der Ver⸗ 

hältniſſe in der dort vorgeſehenen Weiſe abgeändert oder aufgehoben werden. 


$ 89. 
(1) Erſtreckt ſich ein Fiſchereirecht in offenen Gewäſſern ununterbrochen auf 
mindeſtens zwei Kilometer Uferlänge in der ganzen Breite der Gewäſſer oder auf 
einen ganzen See, ſo kann der Fiſchereiberechtigte verlangen, daß aus dieſen 
Gewäſſern ein ſelbſtändiger Fiſchereibezirk gebildet wird. 
(2) Wenn keine fiſchereiwirtſchaftlichen Rückſichten entgegenſtehen, kann der 
Bezirksausſchuß auf Antrag des Fiſchereiberechtigten genehmigen: 
1. daß dem ſelbſtändigen Fiſchereibezirk auch ſolche Gewäſſerſtrecken an⸗ 
geſchloſſen werden, auf denen der Fiſchereiberechtigte nicht in der ganzen 
Breite fiſchereiberechtigt ift; ö 

2. daß auch aus kürzeren Strecken und auch, wenn das Fiſchereirecht nicht 
die ganze Breite des Gewäſſers oder die ganze Fläche des Sees umfaßt, 
ein ſelbſtändiger Fiſchereibezirk gebildet wird. 

(3) Für das Verfahren gelten die §§ 86, 88. 


ö § 90. 

(1) Steht das Fiſchereirecht in einem ſelbſtändigen Fiſchereibezirke mehr als 
drei Perſonen zu, ſo dürfen es dieſe nur nach § 28 nutzen. 

(2) Die Art der Ausübung iſt der Fiſchereibehörde anzuzeigen. Bis zu 
dieſer Anzeige ruht die Fiſcherei. 


ge 


§ 91. “ 
Fiſchereiberechtigte eines Gewäſſers, das an einen ſelbſtändigen Fiſcherei⸗ 

bezirk angrenzt, ſind verpflichtet, die Ausübung ihrer Fiſchereirechte dem Inhaber 
dieſes Bezirkes gegen eine Geldrente zu überlaſſen, wenn ſie durch eigene Ausübung 
ihrer Fiſchereirechte den wirtſchaftlichen Betrieb desſelben ſchädigen und der Wert 
des Fiſchereirechts in dem ſelbſtändigen Bezirke den ihrer Fiſchereirechte überſteigt. 
Sie können ſtatt deſſen die Fiſcherei ruhen laſſen, wenn das Ruhen dem ſelb⸗ 
ſtändigen Fiſchereibezirke nicht nachteilig iſt. Die Verpflichtung fällt weg, wenn 
eine ihrer Vorausſetzungen wegfällt. Der § 33 Abſ. 3, 5 bis 7 und der $ 34 
Abſ. 2 gelten entſprechend. Verpflichtungen nach § 33 Abſ. 1 werden hierdurch 
nicht berührt. a 


Sechſter Abſchnitt. 
Fiſchereiſcheine und Erlaubnisſcheine. 


a $ 92. 
() Wer den Fiſchfang ausübt, muß einen auf ſeinen Namen lautenden 
Fiſchereiſchein bei ſich führen. 

e) Ein Fiſchereiſchein iſt nicht erforderlich: 

1. für Gehilfen, die mit dem Fiſchereiberechtigten, Fiſchereipächter oder 
Inhaber eines Erlaubnisſcheins zuſammen den Fiſchfang ausüben; 

2. zum freien Fiſchfang in der Nord⸗ und Oſtſee, einschließlich der offenen 
Meeresbuchten, ſoweit ſie nicht im Eigentume ſtehen; a 

3. zum Fiſchfang in Gewäſſern, die dem Fiſchereiberechtigten gehören und 
vollſtändig von Grundſtücken desſelben begrenzt ſind, ſowie in künſtlichen 
Fiſchteichen, die mit einem Waſſerlaufe nur dadurch in Verbindung 
ſtehen, daß ſie mittels künſtlicher Vorrichtungen aus ihm gefüllt oder 
in ihn abgelaſſen werden. 


i 8 
Zuſtändig für die Erteilung des Fiſchereiſcheins iſt die Fiſchereibehörde, in 
deren Bezirke der Antragſteller den Fiſchfang ausüben will. Der Fiſchereiſchein 
wird für das Kalenderjahr ausgeſtellt und gilt für das ganze Staatsgebiet. 


i $ 94. 

Wird der Inhaber eines nach § 93 ausgeſtellten Fiſchereiſcheins plötzlich 
behindert, ſo kann der für den Ort der Fiſchereiausübung zuſtändige Gemeinde⸗ 
(Guts) Vorſteher einen auf höchſtens zwei Wochen lautenden Fiſchereiſchein für 
den Vertreter ausſtellen. Die Ausſtellung des Vertretungsſcheins hat er ſogleich 
der Fiſchereibehörde anzuzeigen. Dieſe kann den Schein zurückziehen. 


$ 95. 
Fiſchereiſcheine find gebühren⸗ und ſtempelfrei. 


ef en 


$ 96. 

(1) Der Fiſchereiſchein kann verſagt werden: 

1. Perſonen, die nicht glaubhaft machen können, daß fie als Fiſcherei⸗ 
berechtigte, Fiſchereipächter oder Inhaber eines Erlaubnisſcheins zur 
Ausübung der Fiſcherei im Bezirke der Fiſchereibehörde befugt find; 
für Fiſchereiberechtigte, deren Fiſchereirecht im Waſſerbuch eingetragen 
iſt ($ 11), gilt dieſe Vorſchrift nicht; 

2. Perſonen, die nicht Fiſchereiberechtigte ſind, wenn ſie in den letzten 
drei Jahren rechtskräftig verurteilt ſind 

a) wegen Diebſtahls, Unterſchlagung, Hehlerei, Jagd- oder Fifcherei- 
vergehens oder Widerſtandes gegen einen Fiſchereibeamten oder 
amtlich verpflichteten Aufſeher ($ 119 Abſ. 7) aus § 113 des 
Reichsſtrafgeſetzbuchs oder aus den §§ 117 bis 119 daſelbſt, 

b) wegen einer Straftat, die zugleich mit Polizeiaufſicht, Ehrverluſt 
oder Überweiſung an die Landespolizeibehörde (§ 362 Str. G. B.) 
bedroht ift; 

3. Perſonen, die keinen Wohnſitz im Deutſchen Reiche haben. 

() Nach Abſ. 1 Nr. 2 kann der Fiſchereiſchein nur wegen ſolcher Straf- 
taten verſagt werden, die nach Inkrafttreten dieſes Geſetzes begangen ſind. 

c) Wenn Tatſachen, welche die Verſagung rechtfertigen, erſt nach Erteilung 
des Fiſchereiſcheins eintreten oder zur Kenntnis der Behörde kommen, ſo kann der 
Fiſchereiſchein dem Empfänger entzogen und wieder abgenommen werden. 

() Vor Ablauf von zwölf Monaten feit der rechtskräftigen Verſagung, 
Entziehung oder Anordnung der Wiederabnahme des Scheines kann ein Antrag 
auf Neuerteilung nicht geſtellt werden, es ſei denn, daß ſchon vorher der geſetzliche 
Grund für die frühere Entſcheidung weggefallen iſt. 


$ 97. 

Perſonen, die nicht die Reichsangehörigkeit beſitzen, kann nur der Regierungs⸗ 
präſident einen Fiſchereiſchein ausſtellen. Er kann den Schein auch unter der 
Bedingung erteilen, daß eine Perſon, welche die preußiſche Staatsangehörigkeit 
beſitzt und in Preußen ihren Wohnſitz hat, ſelbſtſchuldneriſch bürgt. Der Bürge 
haftet für den Schaden, den der Inhaber nach § 15 zu erſetzen, ſowie für 
Unkoſten und Geldſtrafen, die er nach dieſem Geſetz oder fiſchereipolizeilichen Vor⸗ 
ſchriften verwirkt hat. Gegen die Entſcheidung des Regierungspräſidenten iſt nur 
die Beſchwerde an die Aufſichtsbehörde zuläſſig. 


$ 98. N 
() Wer in einem Gewäſſer, in dem er nicht Fiſchereiberechtigter oder 
Fiſchereipächter iſt, den Fiſchfang ausübt, muß einen Erlaubnisſchein des Be⸗ 
rechtigten oder Pächters bei ſich führen. 
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(2) Der Fiſchereipächter darf Erlaubnisſcheine außer an feine Gehilfen und 
angeſtellten Fiſcher nur mit Ermächtigung des Fiſchereiberechtigten ausſtellen. 
Der Fiſchereiberechtigte, der die Ermächtigung an den Pächter erteilt, iſt ſelbſt 
nicht mehr zur Ausſtellung ſolcher Scheine befugt. Fiſchereiberechtigte und Pächter 
können die Ausſtellung an ihrer Statt einem Bevollmächtigten übertragen. 

6) Ein Erlaubnisſchein iſt nicht erforderlich: 

1. zum Fiſchfang in Gegenwart des nach Abſ. 2 zur Ausſtellung befugten 

Fiſchereiberechtigten oder Fiſchereipächters ; 

2. zum Fiſchfang in Gewäſſern, für die es keines Fiſchereiſcheins nach 

§ 92 Abſ. 2 Nr. 3 bedarf. 

() Wer nur berechtigt iſt, zum häuslichen Gebrauche zu fiſchen, darf nur 
mit Genehmigung der Fiſchereibehörde Erlaubnisſcheine zur Ausübung dieſes 
Rechtes ausſtellen. Stellt er einen Schein aus, ſo darf er während deſſen 
Geltung nicht ſelbſt Fiſche fangen. 

6) Exlaubnisſcheine für Perſonen, die nicht die Reichsangehörigkeit beſitzen, 
dürfen nur mit Genehmigung des Regierungspräſidenten ausgeſtellt werden. 

(6) Der Erlaubnisſchein muß auf die Perſon, auf ein oder mehrere beſtimmt 
zu bezeichnende Gewäſſer und auf eine nicht länger als drei Jahre bemeſſene 
beſtimmte Zeit lauten ſowie genaue Angaben über die Fanggeräte und Fahrzeuge 
enthalten. 


(6) Für offene Gewäſſer kann der Regierungspräſident die Zahl der Er⸗ 
laubnisſcheine feſtſetzen, auch zur Erhaltung des Fiſchbeſtandes die Ausſtellung 
zeitweiſe verbieten oder auf beſtimmte Fiſcharten oder Fangmittel beſchränken. 
Für Gehilfen und angeſtellte Fiſcher des Fiſchereiberechtigten und Pächters gilt 
dies nicht. 

(6) Erlaubnisſcheine, die nicht von einer öffentlichen Behörde oder einem 
öffentlichen Beamten innerhalb ſeiner Amtsbefugniſſe oder von dem Vorſtand 
einer Wirtſchaftsgenoſſenſchaft ausgeſtellt find, müſſen von dem Gemeinde⸗(Guts⸗) 
Vorſteher einer der Gemeinden (Gutsbezirke), in deren Bezirke die Fiſcherei aus⸗ 
geübt werden ſoll, beglaubigt werden. Dies geſchieht gebühren- und ſtempelfrei. 


Siebenter Abſchnitt. 
Bezeichnung der zum Fiſchfange dienenden Fiſcherzeuge. 
* 
$ 99. 


Soweit nicht die geſetzlichen Vorſchriften zur Verhütung des Zuſammen⸗ 
ſtoßens der Schiffe auf See gelten, kann durch Polizeiverordnung beſtimmt 
werden, daß und wie die in offenen Gewäſſern ausliegenden Fahrzeuge, Fang⸗ 
geräte und Fiſchbehälter als ſolche kenntlich zu machen find. 


Sn sr 


Achter Abſchnitt. 
Schutz der Fiſcherei. 
Erſter Titel. 
Allgemeine Vorſchriften. 


§ 100. 

Beim Fiſchfang iſt die Anwendung ſchädlicher oder explodierender Stoffe 
(giftiger Köder, Mittel zur Betäubung oder Vernichtung der Fiſche, Spreng⸗ 
patronen oder anderer Sprengmittel uſw.) verboten. Für geſchloſſene Gewäſſer 
kann der Regierungspräſident Ausnahmen zulaſſen. 


$ 101. 

Den Eigentümern von Turbinen kann die Herſtellung und Unterhaltung 
von Vorrichtungen, die das Eindringen der Fiſche in die Turbinen verhindern, 
auf ihre Koſten auferlegt werden, ſoweit ſolche Vorrichtungen mit dem Unter⸗ 
nehmen vereinbar und wirtſchaftlich gerechtfertigt ſind. Für Turbinen, die Be⸗ 
ſtandteile einer nach § 16 der Gewerbeordnung genehmigungspflichtigen Stau⸗ 
anlage ſind, trifft die Genehmigungsbehörde bei Erteilung der Genehmigung, für 
andere der Regierungspräſident die Anordnungen. 


§ 102. 

(1) Werden auf Grund eines nach den $$ 379, 380 des Waſſergeſetzes 
aufrechterhaltenen Rechtes in ein Gewäſſer flüſſige Stoffe eingeleitet, welche die 
Fiſcherei weſentlich beeinträchtigen, ſo können die Fiſchereiberechtigten verlangen, 
daß der Unternehmer der Anlage Einrichtungen trifft, die geeignet ſind, die nach⸗ 
teiligen Wirkungen zu beſeitigen oder zu verringern, ſoweit ſolche Einrichtungen 
wirtſchaftlich gerechtfertigt ſind und den Betrieb des Unternehmens nicht weſentlich 
beeinträchtigen. Über ſolche Einrichtungen beſchließt der Bezirksausſchuß. 

(2) Abſ. 1 gilt nicht für die Einleitung von flüſſigen Stoffen, die in einem 
Genehmigungsverfahren nach den §§ 16 ff. der Gewerbeordnung geſtattet worden 
iſt. In Zukunft trifft die Genehmigungsbehörde die Anordnungen, wenn ſie die 
Genehmigung erteilt. 

(3) Abſ. 1 gilt ſinngemäß auch für Fiſchereiberechtigte in Gewäſſern, auf 
die das Waſſergeſetz keine Anwendung findet. Für Küſtengewäſſer, in denen keine 
Fiſchereirechte beſtehen, können durch Polizeiverordnung Beſtimmungen getroffen 
werden. 

$ 103. 

Durch Polizeiverordnung kann beſtimmt werden, daß Fiſchgewäſſer nur zu 
einer beſtimmten Zeit oder bis zu einem beſtimmten Maß abgeleitet werden 
dürfen und daß der zur Ableitung Berechtigte dem Fiſchereiberechtigten den Beginn 
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und die vorausſichtliche Dauer einer beabſichtigten Ableitung beftimmte Zeit vorher 
anzuzeigen hat. Beſondere Rechte werden hierdurch nicht berührt. 


§ 104. 

Wenn Fiſchereirechte und Rechte zur Benutzung des Fiſchgewäſſers nach 
§ 46 Abf. des Waſſergeſetzes einander beeinträchtigen oder ausſchließen, ſo kann 
der Fiſchereiberechtigte ſowie jeder zur Benutzung des Waſſers Berechtigte ver⸗ 
langen, daß Maß, Zeit und Art der Ausübung der Rechte im Ausgleichungs⸗ 
verfahren geregelt werden. Für Stauanlagen in Abzweigungen bleibt es bei 
$ 32. Sonſt gelten entſprechend der § 87 Abſ. 1 Satz 2, Abſ. 2, 3 und die 
$$ 88 bis 90 des Waſſergeſetzes. 

§ 105. s 

(1) Der Fiſchereiberechtigte oder Fiſchereipächter darf, wenn er einen Fiſcherei⸗ 
ſchein beſitzt, in ſeinem Fiſchgewäſſer Fiſchottern und Reiher mit den zur Jagd 
erlaubten Mitteln, ausgenommen Schußwaffen, töten oder fangen und für ſich 
behalten. Eines Jagdſcheins bedarf er nicht. 

(2) Soweit durch Geſetze den Fiſchereiberechtigten oder Fiſchereipächtern der 
Fang jagdbarer, der Fiſcherei ſchädlicher Tiere in weiterem Umfange geſtattet iſt, 
bleibt es dabei. 

§ 106. 

(1) Vorbehaltlich der §§ 100, 107 bis 114 können durch Polizeiverord⸗ 
nung Beſtimmungen über folgende Gegenſtände getroffen werden: 

1. das Mindeſtmaß der Fiſche; 

2. die Schonzeiten der Fiſche, die Verbote und Beſchränkungen des Fiſchens 
während der Schonzeiten und die Behandlung der während der Schon⸗ 
zeiten gefangenen Fiſche 

3. weitergehende Verbote und Beſchränkungen hinſichtlich der Ausſetzung, 
des Fanges und der Verſendung von Fiſchen ſowie hinſichtlich der 
Art und Beſchaffenheit der Fanggeräte; 

4. die aus Rückſichten auf den öffentlichen Verkehr und die Schiffahrt ſowie 
zur Vermeidung gegenſeitiger Störung der Fiſcher und zur Erleichterung 
der Aufſichtsführung beim Fiſchfange zu beobachtende Ordnung; 

5. die Abfiſchung von Gewäſſern; 

6. die Bekämpfung von Fiſchkrankheiten; 

7. das Ausſetzen ausländiſcher Fifche; 

8. die Art und Zeit der Werbung von Waſſerpflanzen Rohr, Schilf, 
Binſen uſw.) / 

9. den Schutz der Fiſchfuttertiere 

10. den Schutz des Fiſchlaichs; 

11. das Einlaſſen von Enten in Fiſchgewäſſer; 

12. 5 Schutz von Fiſchteichen und Fiſchzuchtanſtalten mit zugehörigen 

nlagen. 


EEE 
) Nicht berührt werden durch Abf. 1 Nr. 3 Rechte auf die Benutzung 
ſtändiger Fiſchereivorrichtungen ſowie auf den Gebrauch eines anderen beſtimmten 
Fangmittels, wenn der Fiſchereiberechtigte nur mit dieſem die Fiſcherei aus⸗ 
üben darf. 
6) Angeln außerhalb geſchloſſener Ortſchaften darf durch Polizeiverordnung 
für Sonn- und Feiertage nicht weiter beſchränkt werden als für Wochentage. 
() Für geſchloſſene Gewäſſer gelten die Nrn. 2 bis 7 nicht, die Nrn. 8 
bis 12 nicht dem gegenüber, dem die Ausübung des Fiſchereirechts zuſteht. Nr. 1 
gilt nicht für Fiſchbrut und Beſatzfiſche, die aus Fiſchzuchtanſtalten oder geſchloſſenen 
Gewäſſern ſtammen und zur Beſetzung anderer Gewäſſer beſtimmt ſind. N 
6) Vor Erlaß einer Polizeiverordnung nach Abſ. 1, 3 follen Beteiligte 
gehört werden. 


$ 107. 


(1) Iſt der Fang von Fiſchen unter einem beſtimmten Maße verboten 
($ 106 Abſ. 1 Nr. 1), fo dürfen ſolche Fiſche im Geltungsbereiche des Verbots 
unter dieſem Maße weder feilgeboten, noch verkauft, noch zur Beförderung gebracht 
werden. Durch Polizeiverordnung können für offene Gewäſſer Beſtimmungen 
getroffen werden, daß die Fiſche auch nicht an Land gebracht, aufbewahrt oder 
zu beſtimmten Zwecken verwandt werden dürfen und wie nach der Anlandung 
mit ihnen zu verfahren iſt. i 

E) Dasſelbe gilt, wenn der Fang einzelner Fiſcharten verboten iſt, für die 
Fiſche dieſer Arten während der Verbotszeit ſowie für Fiſche, die ausſchließlich 
mit beſonders eingerichteten Fanggeräten gefangen werden, während der Verbots⸗ 
zeit dieſer Fanggeräte. 8 

6) Der Regierungspräſident kann zu wiſſenſchaftlichen, gemeinnützigen und 
wirtſchaftlichen Zwecken Ausnahmen von Abſ. 1, 2 geſtatten. 


§ 108. 


Während der Dauer der Schonzeiten ($ 106 Abſ. 1 Nr. 2) müſſen ſtändige 
Fiſchereivorrichtungen (§ 35 Ab. 5) in offenen Gewäſſern beſeitigt oder abgeſtellt 
ſein. Soweit die Rückſicht auf die Erhaltung des Fiſchbeſtandes es geſtattet, 
kann der Regierungspräſident Ausnahmen zulaſſen. 


8 109. 


Außerhalb der Grenzen des freien Fiſchfangs darf niemand auf Waſſer⸗ 
fahrzeugen unverpackte oder nicht als Frachtgut oder Reiſegepäck beförderte Fiſcherei⸗ 
geräte mit ſich führen, es ſei denn, daß er in dem Gewäſſer fiſchereiberechtigt iſt 
oder ſich auf dem Wege zwiſchen ſeinem Wohnort und einem Gewäſſer befindet, 
in dem er den Fiſchfang ausüben darf. 
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Zweiter Titel. 
Schonbezirke. 
$ 110. 

() Der Regierungspräſident kann nach Anhörung der Fiſchereiberechtigten 
oder Fiſchereipächter zu Schonbezirken erklären: 

1. Gewäſſerſtrecken, die vorzugsweiſe den Wechſel der Fiſche beherrſchen 

iſchſchonbezirke) / 

2. Gewäſſerſtrecken, die vorzugsweiſe geeignete Laichplätze für die Fiſche 

bieten (Laichſchonbezirke). 

e) Die Schonbezirke find öffentlich bekannt zu machen und, ſoweit möglich, 
örtlich zu bezeichnen. Iſt die Beibehaltung eines Schonbezirks nicht mehr erforderlich, 
ſo kann er mit Zuſtimmung des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und 
Forſten wieder aufgehoben werden. Die Wiederaufhebung iſt öffentlich bekannt 
zu machen. 

8 

In Fiſchſchonbezirken iſt jede Art des Fiſchfangs verboten, die der 
Regierungspräſident nicht aus den Gründen des § 107 Abſ. 3 anordnet oder 
geſtattet. In Laichſchonbezirken gilt dies nur für die Laichzeit der Fiſcharten, 
für die der Schonbezirk angeordnet iſt. 


$ 112. 

In Laichſchonbezirken muß während der Laichzeit der zu ſchonenden Fiſch⸗ 
arten die Räumung, das Mähen von Schilf und Gras, die Entnahme von 
Pflanzen, Schlamm, Erde, Sand, Kies und Steinen ſowie jede andere der Fort⸗ 
pflanzung der Fiſche gefährliche Störung unterbleiben, ſoweit nicht der Regierungs⸗ 
präſident aus den Gründen des § 107 Abſ. 3 Ausnahmen zuläßt. Enten dürfen 
während der Laichzeit nicht in Laichſchonbezirke eingelaffen werden. 


$ 113. 

a) Zu Schonbezirken ſollen vorzugsweiſe ſolche Strecken erklärt werden, 
die dem freien Fiſchfang unterliegen oder in denen dem Staate das ausſchließliche 
Fiſchereirecht zuſteht oder den Gemeinden durch § 7 des Fiſchereigeſetzes vom 
30. Mai 1874 das Fiſchereirecht übertragen iſt. 

e) Iſt zur Erhaltung oder Verbeſſerung des Fiſchbeſtandes notwendig, in 
die Schonbezirke auch andere Gewäſſer aufzunehmen, ſo ruht in dieſen das 
Fiſchereirecht für die Zeit, in welcher der Fiſchfang in dem Schonbezirke verboten 
iſt. Für die entzogene Nutzung hat der Staat den Berechtigten durch wieder⸗ 
kehrende Leiſtungen zu entſchädigen. 

6) In geſchloſſenen Gewäſſern können wider den Willen des Eigentümers 
keine Schonbezirke eingerichtet werden. i 


re Mi 
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§ 114. 


f Die zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes vorhandenen Schonbezirke 
bleiben als Schonbezirke im Sinne der $$ 110 ff. beſtehen. 


Dritter Titel. 
Fiſchwege. 
Is. i 

() Wer in einem offenen Gewäſſer Wehre, Schleuſen, Dämme oder 
andere Anlagen herſtellt, muß, wenn dadurch der Wechſel der Fiſche verhindert 
wird, auf ſeine Koſten Fiſchwege anlegen und unterhalten. 

(2) Ausnahmen können zugelaſſen werden: 

1. wenn zur Zeit der Wechſel der Fiſche durch beſtehende Anlagen oder aus 

anderen Gründen ausgeſchloſſen ift; 

2. wenn die neue Anlage nur einen vorübergehenden Zweck hat und ihre 
ſpätere Beſeitigung geſichert ift; 

3. für Anlagen zum Schutz oder zur Förderung der Landeskultur; 

4. wenn die Anlegung oder Unterhaltung des Fiſchweges Koſten oder 
Nachteile verurſachen würde, die größer ſind als die Vorteile für 
die Fiſcherei. 

(2) Über die Art der Einrichtungen und ihre Benutzung ſowie über die 
Zuläſſigkeit von Ausnahmen beſchließt, wenn die Anlagen auf Grund eines 
geſetzlich geordneten Verfahrens ausgeführt werden, die das Verfahren leitende 
Behörde, ſonſt der Bezirksausſchuß. Im Falle des Abſ. 2 Nr. 4 kann dem 
Unternehmer die Verpflichtung zur Beſchaffung von Fiſchbeſatz auferlegt werden, 
wenn durch die Verhinderung des Fiſchwechſels eine Verminderung des Fiſch⸗ 
beſtandes zu erwarten iſt. 

() Soweit der Unternehmer die nach Abſ. 3 angeordnete Anlegung eines 
Fiſchweges nicht ausführen kann, ohne fremdes Grundeigentum in Anſpruch zu 
nehmen, muß ihm der Eigentümer den erforderlichen Grund und Boden gegen 
Entſchädigung abtreten. Der § 27 Abſ. 4 iſt entſprechend anzuwenden. Mit 
der Rechtskraft des Teiles des Beſchluſſes, der über die Verpflichtung zur 
Abtretung entſcheidet, geht das Eigentum auf den Unternehmer über. Im 
übrigen find die $$ 7 bis 14, 16, 17, 33, 36 bis 39, 45 bis 49 des Ent⸗ 
eignungsgeſetzes vom 11. Juni 1874 (eſetzſamml. S. 221) entſprechend 
anzuwenden. 

$ 116. 


(1) Die Eigentümer von Anlagen (§ 115 Abſ. 1), die beim Inkrafttreten 


des Geſetzes beſtehen, müſſen die Anlegung und Unterhaltung eines Fiſchweges 


gegen Entſchädigung dulden, wenn der Staat aus öffentlichen Rückſichten oder 
die Fiſchereiberechtigten im oberen oder unteren Teile des Gewäſſers ihn an⸗ 
legen wollen. 5 


Sen 


e) Über die Verpflichtung und Entſchädigung beſchließt bei Streit der 
Bezirksausſchuß. Entſchädigung, ihre Auszahlung und Hinterlegung richten ſich 
nach den Vorſchriften bei der Enteignung. Doch wird kein Erſatz geleiſtet für 
den Minderwert der Fiſcherei, der durch Anlegung des Fiſchweges entſteht. 

(3) Für das Verfahren gelten im übrigen ſinngemäß der § 65 Abſ. 1, 2, 
§ 69 Abſ. 1, 2, die $$ 71, 75, 76 und § 340 Abſ. 7 Satz 1 bis 3 des Waſſer⸗ 
geſetzes. 

$ 117. 

Der Bezirksausſchuß beſchließt unter Abwägung aller Umſtände, in welchen 

Zeiten des Jahres der Fiſchweg offengehalten werden muß. 


§ 118. 

() In den Fiſchwegen iſt jede Art Fiſchfang verboten. 

(2) Auch ober⸗ und unterhalb des Fiſchweges muß für die Zeit, während 
welcher er geöffnet iſt, der Fiſchfang in einer den örtlichen Verhältniſſen ange⸗ 
meſſenen Ausdehnung verboten werden. Der Regierungspräſident beſtimmt die 
Strecken. Er kann aus den Gründen des § 107 Abſ. 3 Ausnahmen zulaſſen. 
Werden durch das Verbot Fiſchereirechte beeinträchtigt, ſo hat Entſchädigung der 
zu leiſten, der den Fiſchweg unterhält. i 


Neunter Abſchnitt. 
Fiſchereiverwaltung. 


§ 119. 

(1) Die Aufſicht über die Fiſcherei in den Küſtengewäſſern führen Ober⸗ 
fiſchmeiſter als beſondere Staatsbeamte ohne Mitwirkung der Ortspolizeibehörden. 

(2) Die Aufſicht über die Fiſcherei in den Binnengewäſſern führen die 
Ortspolizeibehörden. Sie kann jedoch ganz oder hinſichtlich einzelner Befugniſſe 
an Oberfiſchmeiſter übertragen werden, die inſoweit an Stelle der Ortspolizei⸗ 
behörde treten. Dieſe Oberfiſchmeiſter werden nebenamtlich oder als beſondere 
Staatsbeamte angeſtellt. 

6) Oberfiſchmeiſter und Ortspolizeibehörden find die örtlichen Fiſcherei⸗ 
behörden. Zur Vnterſtützung der Oberfiſchmeiſter dienen Fiſchmeiſter und 
Fiſchereiaufſeher. Die Dienſtaufſicht über die Fiſchereibeamten und deren ſonſtige 
dienſtliche Verhältniſſe regelt der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und 
Forſten. 

() Den Fiſchereibeamten der Küſtengewäſſer kann die Befugnis über⸗ 
tragen werden, die Befolgung der Vorſchriften des § 107 auch außerhalb ihres 
Dienſtbezirkes und auf dem Lande zu überwachen. Die Zuſtändigkeit der Orts⸗ 
polizeibehörden wird hierdurch nicht berührt. 


>. 
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(5) Für die Anordnungen der Oberfiſchmeiſter gelten bei Abf. 1 ſinngemäß 
die Vorſchriften des Landesverwaltungsgeſetzes für die Kreispolizeibehörden, bei 
Abſ. 2 die für die Ortspolizeibehörden. 

(6) Unberührt von Abf. 1, 2 bleibt die beſondere Staatsaufſicht über die 
genoſſenſchaftlichen Angelegenheiten (§ 45) und die Verwaltung der gemein- 
ſchaftlichen Fiſchereibezirke ($ 87). i | 

(7) Die von Fiſchereiberechtigten und Fiſchereipächtern beſtellten Aufſeher 
haben den Anordnungen der Fiſchereibeamten Folge zu leiſten. Sie werden auf 
Antrag amtlich verpflichtet, wenn gegen ihre Zuverläſſigkeit keine Bedenken 


beſtehen. 


§ 120. 


Soweit nach dieſem Geſetze der Bezirksausſchuß im Beſchlußverfahren zu- 
ſtändig iſt, gilt dies auch für den Stadtkreis Berlin. 


§ 121. 
In den Fällen des § 3, § 10 Abſ. 4, § 33 Abſ. 5, der $$ 34, 80, § 102 
Abſ. 1, H 115 Abſ. 3, $ 116 Abſ. 2 und $ 117 des Geſetzes ſoll vor der Ent⸗ 
ſcheidung ein Fiſchereiſachverſtändiger gehört werden. 


8 225 
Gegen die Beſchlüſſe des Bezirksausſchuſſes in erſter Inſtanz iſt, ſoweit 
ſie nicht im Rechtsweg angefochten werden können, binnen zwei Wochen die Be⸗ 
ſchwerde ans Landeswaſſeramt zuläſſig. 


§ 123. 

Die Fiſchereibeamten und die amtlich verpflichteten Aufſeher (§ 119 Abſ. 7) 
find, um eine ſtrafbare Handlung nach den §§ 125 bis 128 zu verhüten, befugt, 
jederzeit die beim Fiſchfange gebrauchten Fanggeräte, die Fanggeräte und Fiſche 
in Fiſchereifahrzeugen ſowie Fiſchbehälter in offenen Gewäſſern zu unterſuchen. 


§ 124. 


() Polizeiverordnungen auf Grund dieſes Geſetzes können nur erlaſſen der 
Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten, die Oberpräſidenten und die 
Regierungspräſidenten nach den §§ 136, 137, 139, 140 des Landesverwaltungs⸗ 
geſetzes. Dabei haben die Regierungspräſidenten das Polizeiverordnungsrecht 
auch für einzelne Kreiſe und Teile von Kreiſen. 

(2) Die Befugnis der Waſſer⸗, Schiffahrts⸗ und Hafenpolizeibehörden zum 
Erlaß von Polizeiverordnungen (§§ 348 bis 352 des Waſſergeſetzes, §§ 136 
bis 138 des Landesverwaltungsgeſetzes) wird durch Abſ. 1 nicht berührt. 
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Zehnter Abſchnitt. 
Strafvorſchriften. 


§ 125. 
Mit Geldſtrafe bis zu dreißig Mark oder Haft bis zu einer Woche 
wird beſtraft: 
1. wer entgegen den Vorſchriften dieſes Geſetzes ($$ 92 bis 98) den 
Fiſchereiſchein oder Erlaubnisſchein nicht bei ſich führt; 
2. wer verbotswidrig (§ 98 Abſ. 2, Abſ. 4 bis 7) Erlaubnisſcheine ausſtellt 
3. wer Fiſcherzeuge ohne die vorgeſchriebenen Kennzeichen (§ 99) auslegt. 


$ 126. 
Mit Geldſtrafe bis zu ſechzig Mark oder Haft bis zu zwei Wochen 
wird beſtraft: 
wer den Fiſchfang ausübt, ohne den vorgeſchriebenen Fiſchereiſchein 
($ 92) oder Exlaubnisſchein (§ 98) zu beſitzen. 


§ 127. 
185 Geldſtrafe bis zu einhundertundfünfzig Mark oder Haft wird beſtraft: 
1. wer Maßnahmen trifft, die den Zweck haben, die Rückkehr der Fiſche 
in ein über ſeine Ufer getretenes Gewäſſer oder das Fiſchen auf den 
überfluteten Grundſtücken zu hindern ($ 12 Abſ. 3); 
wer entgegen den Vorſchriften dieſes Geſetzes den Wechsel der Fiſche 
verhindert oder ein Gewäſſer über die Hälfte der Breite verſperrt (§ 35); 
. wer beim Fiſchen verbotene Stoffe anwendet ($ 100); 
wer entgegen den Vorſchriften dieſes Geſetzes ſeandige Fiſchereivor⸗ 
richtungen nicht rechtzeitig beſeitigt oder abſtellt (§ 108); | 
5. wer verbotswidrig auf Waſſerfahrzeugen Fiſchereigeräte mitführt ($ 109); 
6. wer in Schonbezirken verbotswidrig die Fiſcherei ausübt (§ 111) oder 
den ee Schutzvorſchriften für Laichſchonbezirke ($ 112) zuwider⸗ 
handelt, 
7. wer in Fiſchwegen ſowie in den Teilen darunter und darüber, die dem 


Fiſchfang entzogen ſind, fiſcht (§ 118). 


§ 128. 
(1) Mit Geldſtrafe bis zu einhundertundfünfzig Mark oder Haft wird 
ferner beſtraft: 
wer den Beſtimmungen auf Grund des § 102 Abſ. 3, der §§ 103, 106 
oder dem § 107 zuwiderhandelt. 
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(2) Bei Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen auf Grund des § 106 
und des § 127 Nr. 5, 6 kann neben der Strafe auf Einziehung der mitgeführten 
Fanggeräte erkannt werden, ohne Unterſchied, ob ſie dem Verurteilten gehören 
oder nicht. 

6e) Die entgegen dem $ 107 feilgebotenen, verkauften oder zur Beförderung 
gebrachten Fiſche ſind einzuziehen, auch wenn keine beſtimmte Perſon verfolgt 
oder verurteilt wird. 


$ 129. 

Wer ſich bei einer Fiſchereiübertretung einer Perſon, die zu feinem Haus⸗ 
halte gehört oder in einem Dienſtverhältnis zu ihm ſteht, als Teilnehmers 
bedient, haftet, wenn dieſe Perſon nicht zahlungsfähig iſt, für die über fie ver- 
hängte Geldſtrafe und die ihr auferlegten Koſten neben der Strafe, die er ſelbſt 
verwirkt hat. 


$ 130. 
Durch die §§ 125 bis 129 werden die Fiſchereibehörden nicht gehindert, 


nach § 132 Nr. 2 des Landesverwaltungsgeſetzes Geldſtrafen zur Erzwingung 
einer Handlung oder Unterlaſſung anzudrohen und feſtzuſetzen. 


Elfter Abſchnitt. 
Abergangs⸗ und Schlußvorſchriften. 
$ 131. 

Fiiſchereibezirke, die bis zum Inkrafttreten dieſes Geſetzes auf Grund der 
Geſetze, betreffend die Fiſcherei der Ufereigentümer in den Privatflüſſen der 
Provinz Weſtfalen, vom 30. Juni 1894 (Geſetzſamml. S. 135) und der Rhein⸗ 
provinz, vom 25. Juni 1895 (Gefekfamml. S. 267), des Geſetzes, betreffend die 
Fiſcherei der Ufereigentümer und die Koppelfiſcherei in der Provinz Hannover, 
vom 26. Juni 1897 Geſetzſamml. S. 196) und des Geſetzes, betreffend die 
Koppelfiſcherei im Regierungsbezirke Caſſel, vom 19. Mai 1908 GGeſetzſamml. 
S. 133) gebildet ſind, bleiben beſtehen. In ihnen ſteht auch den Fiſcherei⸗ 
pächtern und Inhabern von Erlaubnisſcheinen das Recht nach den $$ 13 bis 15 
zu. Für den Schaden haften Inhaber von Erlaubnisſcheinen wie Fiſchereipächter 
($ 15 Abſ. 1). Die Verwaltung der gemeinſchaftlichen Fiſchereibezirke erfolgt 
nach § 87. Die gegenwärtigen Fiſchereivorſteher bleiben bis zum Ablauf ihrer 
Wahlzeit im Amte. 


§ 132. 


Unberührt bleiben die auf Staatsverträgen beruhenden beſonderen Vor⸗ 
ſchriften über die Fiſcherei. i 
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$ 133. 


(1) Abgeſehen von den im $ 132 bezeichneten Vorſchriften treten alle dieſem 
Geſetz entgegenſtehenden Vorſchriften des bisherigen Rechtes außer Kraft. 


(2) Namentlich werden, ſoweit fie noch gelten, aufgehoben: 


Jr 


11, 
12, 


das Fiſchereigeſetz vom 30. Mai 1874 (Geſetzſamml. S. 197), das 
Geſetz vom 30. März 1880 Geſetzſamml. S. 228) und die auf Grund 
des Fiſchereigeſetzes erlaſſenen Ausführungsverordnungen; 


die Vorſchriften des Allgemeinen Landrechts Teil I Titel 9 §§ 170 


bis 192, Teil II Titel 15 $$ 72 bis 78; 


die Beſtimmung im § 25 des revidierten Entwurfs des Provinzial⸗ 


rechts des Herzogtums Magdeburg von 1841; 


die Vorſchriften des § 134 Abſ. 1 des Geſetzes über die allgemeine 


Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (Gefekfamml, S. 195) und der 
$$ 98 bis 102 des Geſetzes über die Zuſtändigkeit der Verwaltungs⸗ 
und Verwaltungsgerichtsbehörden vom 1. Auguſt 1883 (Geſetzſamml. 
S. 237); 


die Fiſchereiordnung für die Binnengewäſſer der Provinz Preußen vom 


7. März 1845 (Geſetzſamml. S. 114) mit Ausnahme des $ 17 Abſ. 1 
bis 3; 


die Fiſchereiordnung für das Friſche Haff vom 7. März 1845 (Geſetz⸗ 


ſamml. S. 121) mit Ausnahme der $$ 1 bis 6 und des $ 12, foweit 
er örtliche Grenzen für die Berechtigungen feſtſetzt 


die Fiſchereiordnung für das Kuriſche Haff vom 7. März 1845 


Geſetzſamml. S. 139) mit Ausnahme der §§ 1, 2, des § 3 Abſ. 1, 
der §§ 4, 13, des § 18 Abſ. 3 und des § 20 Abſ. 4 bis 6, ſoweit 
dieſe die örtlichen Grenzen für den Betrieb der Keitel⸗ und Kurren⸗ 


fiſcherei durch die Berechtigten feſtſetzen; 
die Fiſchereiordnung für die in der Provinz Pommern belegenen Teile 


der Oder, das Haff und deſſen Ausflüſſe vom 2. Juli 1859 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 453) und die Fiſchereiordnung für den Regierungsbezirk 
Stralſund vom 30. Auguſt 1865 Geſetzſamml. S. 941); 


die Heſſiſche Fiſchereiordnung vom 18. April 1777, die Heſſiſche Mühlen⸗ 


ordnung vom 29. Dezember 1820 (Kurheſſiſche Geſetzſeamml. S. 118) 
und der Heſſiſche Fiſch⸗Straftarif vom 30. Dezember 1822 (Kur⸗ 
heſſiſche Geſetzſamml. S. 108); 


das Geſetz, betreffend die Fiſcherei der Ufereigentümer in den Privat⸗ 


flüſſen der Provinz Weſtfalen, vom 30. Juni 1894 (Geſetzſamml. 
S. 135); 5 


j 
das Geſetz, betreffend die Fiſcherei der Ufereigentümer in den Privat⸗ 
flüffen der Rheinprovinz, vom 25. Juni 1895 (Geſetzſamml. S. 267); 
das Geſetz, betreffend die Fiſcherei der Ufereigentümer und die Koppel⸗ 
fiſcherei in der Provinz Hannover, vom 26. Juni 1897 GGeſetzſamml. 
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S. 196) mit Ausnahme der SS 19 bis 24, ſoweit fie nach § 31 

Abſ. 3 dieſes Fiſchereigeſetzes noch anzuwenden find; 

13. das Geſetz, betreffend die Koppelfiſcherei im Regierungsbezirke Caſſel, 

vom 19. Mai 1908 (Gefekfamml. S. 133) mit Ausnahme der $$ 1 
| bis 6, ſoweit fie nach $ 31 Abſ. 3 dieſes Fiſchereigeſetzes noch an⸗ 
| zuwenden find; 
14. der $ 391 des Waſſergeſetzes vom 7. April 1913 (Geſetzſamml. S. 53). 


§ 134. 


Soweit in Geſetzen oder Verordnungen auf Vorſchriften verwieſen iſt, 
die durch dieſes Geſetz außer Kraft geſetzt werden, treten an deren Stelle die 
entſprechenden Vorſchriften dieſes Geſetzes. i 


$135. 


Der Zeitpunkt des Inkrafttretens dieſes Geſetzes wird durch Königliche 
Verordnung beſtimmt. 


§ 136. 
Die zur Ausführung des Geſetzes erforderlichen Beſtimmungen erläßt der 
Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
j Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Großes Hauptquartier, den 11. Mai 1916. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Bethmann Hollweg. Delbrück. Beſeler. Sydow. v. Trott zu Solz. 
Frhr. v. Schorlemer. Lentze. v. Loebell. v. Jagow. Helfferich. 


Beilage zu 81. 
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Die Küſtengewäſſer. 


Bezeichnung des Küſtengewäſſers 


Anfangspunkte des Küſtengewäſſers 


Kuriſches Haff 
Friſches Haff 
mit Königsberger Seekanal 
Weichſel, 
und zwar Mündungsarm Tote Meichfel 
bei Neufähr 


Oder 
mit 

Parnitz 

Kleine Reglitz. 

Große Reglitz 

Dammſcher See nebſt ſeinen weiteren, vor⸗ 
ſtehend nicht erwähnten Verbindungs— 
gewäſſern mit der Oder, Papenwaſſer ſowie 
die zwiſchen dieſem und dem Dammſchen 
See belegenen, untereinander in Verbindung 
ſtehenden Gewäſſer, Stettiner Haff (Großes 
und Kleines Haff) ſowie die Mündungs— 
arme der Oder: der Peeneſtrom, die Swine 
und die Dievenow mit ihren Seitenarmen; 
ferner die mit den vorſtehend bezeichneten 
Gewäſſern ohne zwiſchenliegende Flußläufe 
in offenem Zuſammenhange ſtehenden 
Buchten und Seen 


Eider 
Stör 
Krückau 
Pinnau 
Elbe 


Jümme 


Oſtſee bei Neufähr, Verbindungslinie der am Fuße 
der Oſtmole und am Strande (weſtliches Ufer) ge- 
ſetzten Fiſchereiſteine 

Baumbrücke in Stettin 


Parnitzbrücke in Stettin ; 
Chauſſeebrücke der Stettin Altdammer Chauſſe 
desgleichen 


Süderſtapeler Fähre 
Delftorbrücke in Itzehoe 
Elmshorner Waſſermühle 
Chauſſeebrücke bei Ueterſen 


Eine an der Einmündungsſtelle der Ilmenau in die 
Elbe bei Hoopte letztere von Ufer zu Ufer durch⸗ 
ſchneidende Linie 


Nördliche Grenze der Feldmark Oberndorf 

Landesgrenze gegen Bremen und Oldenburg bei 
Vegeſack 

Papenburger Schleuſe 

Potshauſener Brücke 

Drehbrücke bei Stickhauſen 
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(Nr. 11507.) Geſetz, betreffend Abänderung und Ergänzung einer Beſtimmung der General- 
ſynodalordnung vom 20. Januar 1876. Vom 11. Mai 1916. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de., 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, für 
die evangeliſche Landeskirche der älteren Provinzen, was folgt: 
Einziger Artikel. 

Das anliegende Kirchengeſetz vom 11. Mai 1916, betreffend Abänderung 
und Ergänzung einer Beſtimmung der Generalſynodalordnung vom 20. Januar 1876, 
wird ſtaatsgeſetzlich beſtätigt. 

Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Großes Hauptquartier, den 11. Mai 1916. 


(J. S.) Wilhelm. 
v. Bethmann Hollweg. Delbrück. Beſeler. Sydow. v. Trott zu Solz. 
Frhr. v. Schorlemer. Lentze. v. Loebell. v. Jagow. Helfferich. 


Kirchengeſetz, betreffend Abänderung und Ergänzung 
einer Beſtimmung der Generalſynodalordnung vom 
20. Januar 1876. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc, 


verordnen, unter Zuſtimmung der Generalſynode der evangeliſchen Landeskirche 
der älteren Provinzen, in Abänderung und Ergänzung der Generalſynodalordnung 
vom 20. Januar 1876 (Geſetzſamml. S. 7), was folgt: e 
Einziger Artikel. 
$ 2 Ziffer 2 erhält folgende Faſſung: 
aus 7 Mitgliedern, von welchen jede evangeliſch-theologiſche Fakultät an 
den AUniverfitäten Königsberg, Berlin, Greifswald, Breslau, Halle, 
Bonn und Münſter eines aus ihrer Mitte wählt; 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen -Inſiegel. 
Gegeben Großes Hauptquartier, den 11. Mai 1916. 


(L. S.) Wilhelm. 
Voigts. 


Sg 


Bekanntmachung. 


= Nach Vorſchrift des Gefehes vom 10. April 1872 (Gefehfammt. &; 357) find 
befannt. gemacht: 


1. der auf Grund Allerhöchſter Ermächtigung vom 16. Auguſt 1914 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsminiſteriums vom 12. April 1916, 
betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde 
Neu Ruppin zur Errichtung öffentlicher Anlagen in der Gemarkung der 
Stadt, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung in Potsdam und der 
Stadt Berlin Nr. 16 S. 232, ausgegeben am 22. April 1916; 


2. der auf Grund Allerhöchſter Ermächtigung vom 16. Auguſt 1914 (Gefeß- 
ſamml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsminiſteriums vom 12. April 1916, 
betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde 
Crefeld zur Errichtung öffentlicher Anlagen in der Gemarkung Uerdingen 
im Kreiſe Crefeld, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung in Düſſel⸗ 
dorf Nr. 17 S. 216, ausgegeben am 29. April 1916; 

3. der auf Grund Allerhöchſter Ermächtigung vom 16. Auguſt 1914 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsminiſteriums vom 26. April 1916, 
betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde 
Bromberg zur Errichtung öffentlicher Anlagen in der Gemarkung Müllers⸗ 
hof bei Bromberg, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung in Brom⸗ 
berg Nr. 19 S. 226, ausgegeben am 6. Mai 1916. 


Redigiert im Bureau des Staatsminifteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerel. 
Beſtellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Geſetzſammlung und auf die Haupt⸗Sachregiſter (1806 bis 1883 zu 6,25 % 
und 1884 bis 1913 zu 4,80 %) find an die Poſtanſtalten zu richten. 


